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Am 9.Dezember 1964, vor nun einem 
halben Jahrhundert, starb der der Wirt-
schaftspolitiker und Gewerkschafter Viktor 
Agartz (1897-1964). Agartz gehörte zu den 
wichtigsten und einlussreichsten Persön-
lichkeiten der deutschen Nachkriegszeit 
und prägte, als führender Sozialdemokrat 
und Leiter des gewerkschaftseigenen Wirt-
schaftswissenschaftlichen Instituts (WWI), 
auch die damaligen Vorstellungen einer 
wirtschaftsdemokratischen und sozialisti-
schen Neuordnung wesentlich mit. Wurde 
er nach seiner Entlassung aus dem WWI 
der wohl bekannteste heimatlose Linke der 
fünfziger Jahre, machte ihn der im Jahre 
1957 gegen ihn angestrengte Landesver-
ratsprozess zur Persona non grata der deut-

schen Innenpolitik. Nichts desto trotz blieb 
die Erinnerung an seine Positionen einer 
offensiv-kämpferischen Gewerkschaftspoli-
tik virulent. Auch heute noch (und wieder) 
wird um Mitbestimmung und die Idee einer 
Wirtschaftsdemokratie gestritten, um die 
Möglichkeiten einer aktiveren Lohnpolitik 
und die Notwendigkeit einer gesellschaftli-
chen Umverteilungspolitik. Auch heute noch 
(und wieder) stehen Forderungen nach einer 
autonomen Gewerkschaftspolitik und einer 
neuen sozialen Gewerkschaftsbewegung im 
Zentrum mindestens der Debatten, die auf 
der gewerkschaftlichen und politischen Lin-
ken geführt werden.
Die Konferenz will deswegen die Wiederkehr 
des fünfzigsten Todestages zum Anlass neh-

men, nicht nur an Viktor Agartz‘ Leben und 
Werk zu erinnern. Mehr noch geht es darum, 
seine alten Thesen auf den historischen Prüf-
stand zu stellen und danach zu fragen, wie 
sich die Agartz damals bewegenden Fragen 
heute darstellen, vor welchen strukturellen 
und konjunkturellen Problemen die heutigen 
Emanzipationsbewegungen, allen voran die 
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ste-
hen. Im ersten Teil der Konferenz erinnern 
wir deswegen mit Film und Vortrag an Le-
ben und Werk von Agartz. Im zweiten Teil 
diskutieren wir Fragen von Mitbestimmung 
und Wirtschaftsdemokratie in Geschichte 
und Gegenwart. Und im dritten Teil fragen 
wir nach den heutigen Perspektiven einer 
emanzipatorischen Gewerkschaftspolitik. 
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Raane (Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung), Thorsten 
Schulten (WSI), Hans-Jürgen Urban (IG Me-
tall). Neben der biografi schen Erinnerung 
geht es vor allem um eine kriƟ sche Wür-
digung von zwei für Agartz zentralen, bis 
heute brisanten Themenstellungen, die mit 
den Begriff en »WirtschaŌ sdemokraƟ e« und 
»expansive LohnpoliƟ k« umschrieben sind.

»(E)ine überfällige RehabiliƟ erung des ehe-
maligen DGB-CheŌ heoreƟ kers und zugleich 
ein hochaktueller Beitrag auf der Suche 
nach AlternaƟ ven.« (Neues Deutschland)

Die Herausgeber:

Reinhard Bispinck ist WissenschaŌ ler am 
WirtschaŌ s- und SozialwissenschaŌ lichen 
InsƟ tut (WSI) und Leiter des WSI-Tarif-
archivs in der Hans-Böckler-SƟ Ō ung in 
Düsseldorf. Peeter Raane ist ehemaliger 
stellvertretender Vorsitzender der Gewerk-
schaŌ  Holz und Kunststoff  und Vorsitzender 
des Vorstandes der Rosa-Luxemburg-SƟ f-
tung NRW. Thorsten Schulten ist Wissen-
schaŌ ler am WSI in Düsseldorf.

Die Krise des neoliberalen GesellschaŌ s-
projekts schaŏ   wieder Raum für alternaƟ ve 
GesellschaŌ sentwürfe und macht entspre-
chende historische Fundstellen interessant. 
Für den Revitalisierungsprozess der Gewerk-
schaŌ en unerlässlich sind hierbei die lohn- 
und wirtschaŌ spoliƟ schen Überlegungen 
des einsƟ gen »DGB-CheŌ heoreƟ kers« 
Viktor Agartz, die mit diesem Band breiter 
zugänglich gemacht und in aktuelle Zusam-
menhänge eingeordnet werden.

Viktor Agartz (1897-1964) gehörte in der 
Nachkriegszeit zu den wichƟ gsten und ein-
fl ussreichsten Persönlichkeiten innerhalb 
der deutschen SozialdemokraƟ e und der 
GewerkschaŌ en. Von 1948 bis 1955 war er 
Direktor des WirtschaŌ swissenschaŌ lichen 
InsƟ tutes (WWI) des DGB. Seine Karriere 
endete jedoch abrupt, als er 1957 aufgrund 
von Kontakten zur DDR wegen »Landes-
verrats« angeklagt wurde. Trotz seines 
Freispruchs galt er fortan für lange Zeit auch 
innerhalb der GewerkschaŌ en als »Persona 
non grata«.

Dieser Band enthält eine Auswahl zentraler 
Texte von Viktor Agartz sowie Beiträge von 
Reinhard Bispinck (WSI), Herbert Ehrenberg 
(Bundesarbeitsminister a.D.), Christoph Jün-
ke (Bochum), Franz Kersjes (Köln), Michael 
R. Krätke (Universität Amsterdam), Peeter 
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Christoph Jünke

Viktor Agartz – seine Rolle und Bedeutung 
als Wissenschaftler, Gewerkschafter 
und Politiker

Wie nähert man sich einem Menschen, den Wolfgang Abendroth ein-
mal den »beste(n) ökonomische(n) Kopf« nannte, »über den die west-
deutschen Arbeitnehmer [in den 1950er Jahren; CJ] verfügten« (Abend-
roth 1958: 121)? Wie nähert man sich einem Gewerkschafter, Politiker 
und Wissenschaftler, der aus dem kollektiven Gedächtnis der Arbeiter-
bewegung und der politischen Linken so weitgehend verdrängt wurde 
wie Viktor Agartz? 

In der Regel durch das Mittel des historischen Vergleiches. Bereits vor 
50 Jahren, während des Landesverratsprozesses gegen Agartz, sprach bei-
spielsweise Fritz Kief, einer der damals einflussreichsten linken Journa-
listen, davon, »dass wir ihm [Agartz; CJ] mit Recht für unsere Zeit und 
unsere Verhältnisse den Platz einräumen, den vor dem Ersten Weltkrieg 
Rosa Luxemburg innehatte« (Kief 1957). Und nach seinem Tode nannte 
ihn einer seiner Biografen den Leo Trotzki der Gewerkschaftsbewegung 
(Riesche 1979: 6). Beide Vergleiche haben zwar etwas für sich, führen uns 
aber eher auf ein Nebengleis. Treffender, auch für heutige Zeitgenossen 
nachvollziehbarer, ist vielleicht, wenn man zum historischen Vergleich ei-
nen unserer prominenten Zeitgenossen bemüht: Oskar Lafontaine. Was 
haben Lafontaine und Agartz gemeinsam? Beide sind in ihrer Zeit füh-
rende Politiker, die gleichsam aus dem politischen Establishment kom-
men, in diesem Falle aus dem sozialdemokratischen Establishment, und in 
einer Zeit des historischen Umbruchs, des gesellschaftlichen Übergangs, 
ihren alten Überzeugungen treu bleiben wollen und deswegen gesell-
schaftspolitisch ausgegrenzt, beschimpft und denunziert werden – nicht 
zuletzt, weil sie sich in dieser neuen Zeit für eine erneuerte Linke enga-
gieren. Hierin scheint mir eine strukturelle Parallele zwischen den beiden 
sonst sicherlich recht unterschiedlichen Charakteren zu liegen. Der Un-
terschied, auch dies ist Teil des historischen Vergleichs, liegt dabei – jen-
seits von individuellen Charakterfragen – vor allem im Charakter des Epo-
chenbruchs selbst, mit dem wir es hier jeweils zu tun haben. Während der 
heutige Oskar Lafontaine im Übergang vom alten Sozialstaat zum neoli-
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beralen Wettbewerbsstaat agiert und für eine Erneuerung des Sozialstaa-
tes kämpft, agierte Viktor Agartz im Übergang vom faschistischen Ka-
pitalismus zum neokapitalistischen Sozialstaat und wollte nicht weniger 
als die radikale, sozialistische Tradition der deutschen Arbeiterbewegung 
erneuern. Wer also bereits Lafontaine für einen Radikalen hält, wird bei 
Agartz erst recht schockiert sein.

Die drei Leben des Viktor Agartz

Wer war nun dieser Viktor Agartz?1 Der 1897 geborene Viktor Agartz 
war das Kind einer alten Remscheider Metallarbeiterfamilie, ein Kind des 
linken sozialdemokratischen Radikalismus des beginnenden 20. Jahrhun-
derts. Während der Zeit der Weimarer Republik widmete er sich dem Stu-
dium der Staatswissenschaften und der Mitarbeit in sozialistischen Studi-
engruppen in Marburg und Köln, arbeitete im Rheinland als Angestellter 
in einer Konsumgenossenschaft und als Geschäftsführer einer Stahlwa-
renfabrik sowie als Dozent in der Gewerkschaftsbewegung. Die Zeit von 
Faschismus und Krieg überlebte er als Wirtschaftsprüfer und im antifa-
schistischen Widerstand.

Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches begann der steile 
Aufstieg des Viktor Agartz, sein gleichsam zweites Leben. Zuerst wurde er 
wirtschaftspolitischer Berater der Gewerkschaftsführung um Hans Böck-
ler, den er seit seiner Jugend kannte, dann auch von Kurt Schumacher, dem 
SPD-Parteivorsitzenden. Schnell wurde er zu einem der führenden Funk-
tionäre in allen drei Sektoren der westdeutschen Arbeiterbewegung – in 
den Gewerkschaften, in der SPD und in den Konsumgenossenschaften –, 
was sich u.a. darin ausdrückte, dass er auf deren ersten Tagungen und Kon-
gressen die Grundsatzreferate hielt. 1946 wurde er Leiter des Mindener 
Zentralamtes für Wirtschaft in der britischen Besatzungszone, also eine 
Art Wirtschaftsminister, sowie Mitglied diverser ökonomischer und po-
litischer Beiräte und Mitglied des Landtages von Nordrhein Westfalen. 
In diesen Gründerjahren Nachkriegsdeutschlands war er der wichtigste 
Wirtschaftspolitiker von SPD und DGB, praktisch versiert, organisato-
risch zupackend, sozialistisch gebildet und moralisch vorbildlich. 

Man findet in seinem damaligen Wirken die typischen Stärken und 
Schwächen der zeitgenössischen sozialdemokratisch-sozialistischen Po-

1  Zur Biografie vgl. außer dem bereits genannten Werk von Hans-Peter Riesche 
(1979) und Hans Willi Weinzen (1985) vor allem Hans-Georg Hermann (1958). 
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litik. Agartz teilte und formulierte federführend die sozialdemokratische 
Programmatik einer antimonopolistischen, nichtkapitalistischen Wirt-
schaftsdemokratie, einer Überwindung der bürgerlich-autoritären Gesell-
schaftsordnung und eines emanzipativen Sozialismus in einem vereinten 
Deutschland. Und er teilte auch deren Illusionen, nicht zuletzt die poli-
tische Illusion in den vermeintlich linken, sozialistischen Charakter der 
britischen Besatzungsmacht, in den parlamentarischen Legalismus und 
in die vermeintlich zwangsläufige ökonomische Krise des Nachkriegs-
kapitalismus, aus deren Ruinen die siegreiche Sozialdemokratie auferste-
hen würde.

Mitte 1947 musste er sich, vor allem aus körperlicher Erschöpfung, aber 
auch aufgrund des zunehmenden Drucks der US-amerikanischen Besat-
zungsmacht, aus der Politik zurückziehen: Agartz galt den vorüberge-
henden Herren Deutschlands als herausragender Repräsentant jenes ande-
ren, gefährlichen, sozialistischen Deutschlands, das es nun auszugrenzen 
galt. Nach seiner Genesung fängt Agartz Ende 1947 wieder an zu arbei-
ten, nun ganz bei den Gewerkschaften – zuerst nur als Mitarbeiter im Hin-
tergrund, bevor er dann 1949 als Direktor des neuen Wirtschaftswissen-
schaftlichen Instituts (WWI) beim DGB auch öffentlich wieder Einfluss 
gewinnt. Unter Agartz’ Leitung wurde das WWI schnell zur intellektu-
ellen Kaderschmiede der Gewerkschaftsbewegung und zu einem öffent-
lichkeitswirksamen linken Think-Tank. Das WWI, so ein zeitgenössischer 
Historiker, »war eine Institution per se. Nicht die Vorsitzenden der Ge-
werkschaften wurden am meisten zitiert, sondern das WWI. Jeden Tag.« 
(Theo Pirker, nach Jander 1988: 70) 

Die nächste Wende in Agartz’ Leben deutete sich 1952/53 an. In diesen 
Jahren wurde das Scheitern der Kämpfe gegen die bürgerlich-kapitalisti-
sche Restauration, gegen Remilitarisierung und für eine umfassende Mitbe-
stimmung offensichtlich. Der große Nachkriegskampf war fürs erste ver-
loren und es galt, sich neu zu positionieren. Im unmittelbaren Anschluss 
an die für die SPD verlorene zweite Bundestagswahl vom November 1953 
veröffentlichte Agartz zu diesem Zweck im Dezember 1953 einen klei-
nen, aber Aufsehen erregenden Artikel, in dem er aus Lohnfragen Macht-
fragen zu machen versuchte. Er propagierte eine dynamische und expan-
sive Lohnpolitik nicht nur als Mittel der Konjunkturpolitik, sondern vor 
allem, um den Arbeiterinnen und Arbeitern einen steigenden Anteil am 
gesamtgesellschaftlichen Kuchen zu sichern (Agartz 1953). 

Mit dieser sozialpolitischen Offensive machte er sich schnell und ef-
fektiv zum erklärten Feind jener gewerkschaftlichen und sozialdemokra-
tischen Kreise, die schon seit langem auf das so genannte Abschneiden 
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alter Zöpfe drangen und die sowohl politische wie gewerkschaftliche An-
passung an die restaurierte Macht des Faktischen forderten, um endlich 
parlamentarisch mehrheitsfähig zu werden. Zum wichtigsten öffentlichen 
Kontrahenten von Agartz wurde allerdings Oswald von Nell-Breuning, 
der von einer gleichsam naturgegebenen Partnerschaft zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern ausgehende Cheftheoretiker des christlichen 
Gewerkschaftsflügels. Nell-Breuning entfachte eine publizistische Kam-
pagne gegen Agartz und drohte offen und ernsthaft mit einer Spaltung 
der Einheitsgewerkschaft.

Höhe- und gleichzeitig Wendepunkt der steilen Karriere des Viktor 
Agartz wurde vor diesem Hintergrund der Frankfurter DGB-Kongress 
im Oktober 1954, auf dem er das gewerkschaftspolitische Hauptreferat 
hielt und zur Generalabrechnung mit der restaurierten Bundesrepublik 
aufrief. Massiv kritisierte er die nach dem Zusammenbruch erfolgte Res-
tauration der kapitalistischen Produktions- und Verkehrsverhältnisse als 
Enteignung der Mehrheit der Bevölkerung; massiv kritisierte er die Besat-
zungsmächte und den Rückgriff auf nazistisch belastete Elemente in Po-
litik und Verwaltung; massiv kritisierte er das neue autoritäre politische 
System und den neuen Industriefeudalismus in den Betrieben; massiv kri-
tisierte er auch die neuen Modelle einer sozialpartnerschaftlichen Mitbe-
stimmung und erneuerte die alte Forderung nach einer grundsätzlichen 
Neuordnung der Produktionsweise unter Betonung, »dass auf der Grund-
lage der bisherigen Eigentumsordnung eine solche von uns angestrebte 
optimale Lösung nicht möglich ist«. 

Als Hebel einer solchen neuen Offensive schlug er radikale Arbeitszeit-
verkürzungen, sprich: die 40-Stunden-Woche, und eine expansive Lohn-
politik vor sowie die radikale Abwendung von jeder Verinnerlichung 
einer wie auch immer gearteten Markt- und Profitlogik: »Die Gewerk-
schaften sind kein Apparat von Funktionären, sondern eine Bewegung 
der um ihre Besserstellung ringenden Menschen. Die Gewerkschaften 
sind nicht Selbstzweck, sondern Instrumente in diesem Ringen.« (Agartz 
1954: 84f. )

Der minutenlange stürmische Beifall von mehreren hundert Gewerk-
schaftern machte ihn endgültig zum bekanntesten und damit auch meistge-
hassten sozialistischen Linken in der Bundesrepublik. Schon wenige Wo-
chen nach diesem Kongress wurde Agartz offen beschuldigt, gegen den 
Bundesvorstand des DGB zu agitieren und die Einheit der Gewerkschafts-
bewegung zu gefährden. Das innergewerkschaftliche Klima wurde inner-
halb weniger Wochen und Monate zusehends rauer und Agartz’ führende 
Rolle im WWI beschnitten. Mithilfe einer auch heute noch nicht aufge-
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klärten DGB-internen Dokumentenaffäre wurde er schließlich im Herbst 
1955 gestürzt und in den offiziellen Vorruhestand abgedrängt. 

Nun begann das gleichsam dritte Leben des Viktor Agartz. Dass die se
letzten neun Jahre seines Lebens auch bei jenen vergessen werden, de-
nen er auch heute noch ein Begriff ist, hängt vor allem damit zusammen, 
dass Agartz in dieser Zeit zum intellektuellen Zentrum einer politischen 
Neuformierung auf der deutschen Linken wurde, die heute politisch wie 
wissenschaftlich verdrängt ist.2 Der anhaltende Kampf gegen die Remili-
tarisierung vermischte sich in den Jahren 1954/55/56 mit dem Kampf ge-
gen die Anpassungstendenzen in der Sozialdemokratie und den Gewerk-
schaften, mit einer Öffnung der kommunistischen Weltbewegung infolge 
der auf dem XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 kulminierenden 
Entstalinisierung und mit dem Aufkommen einer sich in der Bandung-
Konferenz von 1955 wieder erkennenden Bewegung der blockfreien Staa-
ten – »jenseits von Ost und West«.

Es war, noch unbewusst, die historische Geburtsstunde dessen, was man 
später, zu Beginn der 1960er Jahre, die »Neue Linke« nennen sollte. In 
Westdeutschland wurde dieser Aufbruch durch ein politisches Netzwerk 
mehrerer neuer Zeitschriftenprojekte getragen. Die Ende 1954 gegrün-
dete Monatszeitung Sozialistische Politik (SoPo) um Wolfgang Abend-
roth, Erich Gerlach, Peter von Oertzen und die deutschen Trotzkisten 
organisierte die sozialdemokratische Linke. Die von Agartz nach seiner 
vorzeitigen Pensionierung, also seit Anfang 1956 herausgegebene Zwei-
wochenzeitschrift WISO, die Korrespondenz für Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften, organisierte unter Mitarbeit unter anderem von Theo 
Pirker, Wolfgang Abendroth und Leo Kofler die linkssozialistische Ge-
werkschaftsopposition. Die AZ, die Andere Zeitung, eine von den SPD-
Dissidenten Gerhard Gleissberg und Kurt Gottschalck geleitete Wochen-
zeitung, sprach ein breiteres Massenpublikum an. Hinzu kamen andere, 
ältere Zusammenhänge wie beispielsweise die wesentlich von Fritz Lamm 
geleitete Zeitschrift Funken, die die schon seit längerem so genannte hei-
matlose Linke vertrat. Selbst einen neuen organisationspolitischen Kern 
gab es damals, und zwar in Form eines deutschen Ablegers der vor allem 
britisch-französischen Internationalen Gesellschaft für sozialistische Stu-
dien (IGSS), der im Oktober 1956 in Hamburg gegründet wurde und de-
ren erster Vorsitzender niemand geringeres war als – Viktor Agartz.

2  Zu diesem Neuformierungsprozess vgl. Christoph Jünke (2007a, Kapitel 5), 
sowie Gregor Kritidis (2008).
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Dieser, in einem europäischen Kontext stehende, linke Aufbruch wurde 
jedoch in West- wie Ostdeutschland mit einer Kombination von Zucker-
brot und Peitsche nachhaltig bekämpft und blockiert: im Osten durch 
die militärische Niederschlagung der Volksaufstände in Polen und Un-
garn und die daraufhin einsetzende politische Kampagne gegen Walter 
Janka, Wolfgang Harich und den Kreis um Ernst Bloch im Jahr 1957; im 
Westen vor allem durch das KPD-Verbot im August 1956 und den Lan-
desverratsprozess gegen Viktor Agartz Ende 1957, in welchem Agartz 
der verfassungsverräterischen Verbindung zum Ostberliner Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbund (FDGB) angeklagt und als »Fellow-traveller« 
des Ostblock-Kommunismus dargestellt wurde, weil er von Ostberlin 
eine Menge Geld zur finanziellen Absicherung seiner WISO angenom-
men hatte (Treulieb 1982).

Trotz eines formellen Freispruchs im Dezember 1957 erlitt Agartz mit 
dem Prozess und der diesen begleitenden Pressekampagne gegen seine 
Person eine nachhaltige politische Niederlage. Nachdem der Kommu-
nismus mit dem KPD-Verbot bereits zum Straftatbestand geworden war, 
galt nun der Linkssozialismus als dessen Zwillingsbruder. Möglich wurde 
dies nicht zuletzt dadurch, dass sich hier zum einen der klassische inner-
linke Knackpunkt, das prekäre Verhältnis des antistalinistischen Links-
sozialismus zum stalinistischen und halbstalinistischen Kommunismus, 
reflektierte.3

Zum anderen, und dies leitet über zum erwähnten Aspekt des Zucker-
brotes, spiegelte sich hier das sozialökonomische Durchstarten des west-
deutschen Sozialstaates, wodurch die Kräfte des oppositionellen Wi-
derstandes gleichsam ausgetrocknet wurden. Gerade in den erneuerten 
Produktionsgrundlagen der nachfaschistischen BRD, in seiner ökono-
mischen und politischen Stabilität, seinem hohen Qualifikationsniveau, 
seiner Arbeitsdisziplin und seinem sich nun herausbildenden koopera-
tiven Politiktypus fand das für den Nachkriegskapitalismus so zentrale 
fordistische Akkumulationsmodell günstige Bedingungen und wurde 
durch die strukturelle Exportorientierung und die damit verbundene In-
tegration in die boomende Weltwirtschaft erfolgreich abgestützt. Die 
Ökonomie brummte, die Arbeitslosigkeit verschwand zusehends und der 
Sozialstaat begann seit der Mitte der 1950er Jahre seinen scheinbar unauf-
haltsamen Aufstieg. Die Mehrheit der Bevölkerung begrüßte diese neue 
Zeit des Konsums und hatte sich mit dem Adenauer-Regime so oder so 
arrangiert. Dort, wo noch Unmut gedieh, vor allem im politischen Bereich 

3  Vgl. dazu auch Christoph Jünke 2007b.
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der Enttäuschung über den sozialdemokratischen Integrations- und An-
passungskurs an die restaurierten Verhältnisse, wurde er nachhaltig aus-
gegrenzt und kriminalisiert.

Es war dieser Hintergrund, der in den Jahren 1957/58 nicht nur zum 
Zerfall der »Gruppe Agartz« führte, sondern auch zur weitgehenden 
Auflösung des gesamten linken Netzwerkes. Damit fand der politisch-
organisatorische Zyklus eines um die SPD zentrierten und sich aus den 
Vorkriegs- und unmittelbaren Nachkriegstraditionen der radikalen Ar-
beiterbewegung speisenden Linkssozialismus der 50er Jahre einen vor-
läufigen Abschluss. Erst dieser linkssozialistische Zusammenbruch der 
Jahre 1957/58 machte den Weg frei für die geschichtsträchtige Transfor-
mation der SPD in eine bürgerliche Reformpartei, symbolisiert durch ih-
ren Bad Godesberger Parteitag 1959, und die anschließende Umsetzung 
dieser neuen Linie auch in der Gewerkschaftsbewegung. Das Verhältnis 
von Theorie und Praxis in der Arbeiterbewegung war, wie es Agartz An-
fang 1959 ausdrückte, »vorerst … zerfallen« (Agartz 1959a).

Wie reagieren Linke auf einen solch tiefgreifenden politischen Zusam-
menbruch? Auch dies ist ein Problem, das uns Zeitgenossen durchaus ver-
traut sein dürfte.4 Viele ziehen sich nach der Erschütterung ihres linken 
Geschichtsoptimismus aus der Politik zurück und »privatisieren«: Theo 
Pirker war hierfür ein prominentes Beispiel. Viele ordnen sich den ver-
meintlichen Sachzwängen der kapitalistischen Verhältnisse unter, verlie-
ren ihr emanzipatives Ziel aus den Augen und werden zu Propagandisten 
sanfter Reformen – wofür damals niemand geringeres als Herbert Wehner 
stand. Manche suchen am Rande der großen linken Organisationen einen 
bescheidenen Platz für sich, um, wie es heißt, zu »überwintern«: Wolf-
gang Abendroth, Fritz Lamm und die deutschen Trotzkisten. Und man-
che verschieben ihren politischen Bezugsrahmen von den nationalen zu 
den internationalen Klassenkämpfen. Nicht nur die radikalen Studenten 
der 1960er Jahre, die sich an die Kämpfe der so genannten Dritten Welt 
anlehnende »Neue Linke«, sind dafür ein Beispiel. Auch für Viktor Agartz 
und den AZ-Macher Gerhard Gleissberg gilt dies. Nur standen die beiden 
mehr für eine Bezugsrahmenverschiebung zur kommunistischen Weltbe-
wegung im Osten, für eine Anlehnung, wie es Agartz selbst ausgedrückt 
hat, an die revolutionären Prozesse »von der Elbe bis Peking« – in der 
erklärten Einschätzung, dass dort, wo die westliche Linke stagniert und 
zerfällt, den realsozialistischen Staaten die Aufgabe zufalle, »auf die in-

4  Und das, am Beispiel der zweiten Hälfte der 1950er Jahre, Peter Cardorff (1980) 
thematisiert hat.
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ternationale Arbeiterbewegung durch die Art und den Inhalt ihres sozia-
listischen Aufbaus auszustrahlen«. (Agartz 1959b: 88f.) 

Dies ist die historische Grundlage für Agartz’ politisch-strategische 
Annäherung an die Kommunisten. Doch diese Annäherung blieb bei al-
ler damit verbundenen Apologie der realsozialistischen Verhältnisse nicht 
ungebrochen. Viktor Agartz teilte mit den Kommunisten die intellektuelle 
Tradition einer Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus. Doch 
hatte er hierbei mehr Rudolf Hilferding im Kopf als die neuen sowje-
tischen Theoretiker. Und er kombinierte seine in den damaligen Aufsät-
zen so machtvoll entfaltete Sicht auf diesen neuen Kapitalismus eher mit 
einem gewissen Linksradikalismus, der nicht wie die Kommunisten auf 
ein »Volksfront«-Bündnis mit dem Kleinbürgertum setzte, sondern auf 
die Rekonstruktion einer autonomen, antibürgerlichen und klassenkämp-
ferischen Arbeiterbewegung.

Dies erklärt nicht nur, warum er Ende der 1950er Jahre aus der SPD 
und der Gewerkschaft verdrängt und ausgeschlossen wurde, sondern auch, 
warum er von den ihn vorübergehend stützenden Kommunisten fallen ge-
lassen wurde, als er diese Anfang der 1960er Jahre wieder offener kriti-
sierte. An der 1961 gegründeten Deutschen Friedensunion (DFU) als dem 
neuen Parteiprojekt von illegalen Kommunisten und oppositionellen Bür-
gern vermisste Agartz die sozialistische Programmatik und die Ausrich-
tung auf die klassenkämpferische Arbeiterbewegung. Und er formulierte 
seine umfassende Enttäuschung: »Die sozialdemokratischen Parteien sind 
von Personen usurpiert worden, die zur Arbeiterbewegung keine Bezie-
hung haben. Aus der SPD wird eine christlich-sozialdemokratische Union. 
Andererseits sind in der kommunistischen Theorie des Ostens Entartungs-
erscheinungen festzustellen. Die Kommunisten können revolutionäre Ent-
wicklungen nicht mehr ertragen, wie ihre Unsicherheit gegenüber den 
Vorgängen in Algerien und Kuba zeigt. Beide Prozesse, die Entideologi-
sierung der Sozialdemokraten und die Erstarrung bei den Kommunisten, 
haben ein Vakuum geschaffen.« (nach Weinzen 1985: 20) 

So scharf er dieses gesellschaftspolitische Vakuum verspürt und be-
nannt hat (»Die neue Partei ist objektiv notwendig, aber subjektiv noch 
nicht möglich«, ebenda), so wenig vermochte es der streitbare Kämpfer 
gegen die Entideologisierung der Sozialdemokraten und die Erstarrung 
der Kommunisten, sich gegen die neue, depressive Welle im politischen 
Klassenkampfzyklus zu stemmen. Nachdem ihm Mitte 1961 der Ostber-
liner Geldhahn zugedreht wurde – die nun eingemauerte DDR hatte die 
Grundlagen ihrer Westpolitik nachhaltig neu bestimmt –, konnte Agartz 
sein minoritäres Zeitschriftenprojekt nicht mehr abstützen und neu aus-
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richten und zog sich Ende 1961 zurück – in jene Mischung aus Krank-
heit, Verbitterung und Vereinsamung, der er schließlich, im Dezember 
1964, erliegen sollte.

Was bleibt von Agartz?

Was also bleibt von Viktor Agartz? An was sollte sich heute erinnert und 
mit was sich auseinandergesetzt werden?

Da ist zum einen natürlich die Biografie eines linken Sozialdemo-
kraten und Sozialisten, der wie wenige die Wandlungen und das Schick-
sal der einstmals radikalen und weltweit beachteten deutschen Arbeiter-
bewegung im 20. Jahrhundert widerspiegelt, ihre Stärken und Schwächen, 
ihre Aufs und Abs. Es ist ein exemplarisches Leben, von dem viel zu ler-
nen wäre – nicht zuletzt in der heutigen Zeit, in der es scheint, als ob die 
deutsche Arbeiterbewegung und der linke Sozialismus politisch wieder 
in Bewegung geraten. 

Aber, dies zum zweiten, Viktor Agartz war mehr als nur ein poli-
tischer Praktiker, er war auch ein Intellektueller der Arbeiterbewegung, 
ein politischer Theoretiker, mit dem auseinanderzusetzen sich noch heute 
lohnt.

Wie kein anderer seiner Zeit hat er sich in seinen leider kaum noch zu-
gänglichen Schriften mit den Wandlungen der politischen Ökonomie des 
deutschen Nachkriegskapitalismus auseinandergesetzt. Einige Stichworte 
müssen hier zur Verdeutlichung genügen. Wie wenige andere (damals wie 
heute) hat der politische Zeitzeuge und Wissenschaftler Agartz beschrie-
ben und analysiert, wie die ökonomische und politische Macht des deut-
schen Bürgertums nach Faschismus und Krieg mithilfe des (vorwiegend 
US-amerikanischen) Besatzungskolonialismus restauriert und neu for-
miert wurde – militärisch, ökonomisch, politisch und auch ideologisch. 
Als einer der ersten, gründlichsten und originellsten hat er dabei das so 
genannte deutsche Wirtschaftswunder analysiert und die Rolle der so ge-
nannten Selbstfinanzierung, die Rolle der relativen Verelendung der Ar-
beiterklasse mittels Überausbeutung und Lohnstopp sowie die Rolle des 
militärisch-industriellen Komplexes herausgearbeitet und betont. In be-
sonderem Maße hat sich Agartz den Formen der Verflechtung von Staat 
und Gesellschaft im fordistischen Sozialstaat gewidmet wie den damit 
zusammenhängenden Formen der Integration der organisierten Arbei-
terbewegung in die spätbürgerliche Gesellschaft. Wie kein anderer hat 
er hierbei die Formen beschrieben und analysiert, mit denen sich gerade 
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die traditionellen Arbeiterorganisationen, also Sozialdemokratie und Ge-
werkschaftsbewegung, in diesen sozialstaatlichen Kapitalismus und seinen 
Staat integrieren. Seine dabei getroffene Unterscheidung zwischen sozi-
aldemokratischer und gewerkschaftlicher Integration (während sich die 
SPD in den bürgerlichen Staatsapparat integriert habe, habe sich die Ge-
werkschaftsbewegung »lediglich« in die gesellschaftlichen Organisationen 
der Sozialpartnerschaft integriert) mag grob und/oder falsch sein, sie ist 
jedoch ein durchaus anregender Beitrag zu der in den 1960er und 1970er 
Jahren verstärkt aufkommenden Soziologie der Gewerkschaftsbewegung. 
Wie wenige andere hat Agartz auch die neue Ideologie des aufkommenden 
Konsenskapitalismus analysiert und kritisiert, das, was man früher, mit 
negativem Unterton, die »Amerikanisierung« nannte, und heute, in apo-
logetischem Sinne, die »Westernisierung«. Ob in der Form der christlich-
katholischen Soziallehre oder in Form des damals theoretisch begründeten 
Neoliberalismus, Agartz’ Beiträge bieten zu einer Diskussion derselben 
Wichtiges und Bleibendes – und sind doch vollkommen verdrängt.

Nicht nur die einzelnen Elemente einer solchen Kritik der politischen 
Ökonomie des Nachkriegskapitalismus sind es wert, vergegenwärtigt zu 
werden. Auch ihre methodische Klammer sollte heute wieder selbstver-
ständlicher diskutiert werden. Die bei Agartz in der Tradition einer ex-
plizit sozialistischen Kritik der Politischen Ökonomie stehenden Beiträge 
verstehen sich immer auch als politische Kritik an den Herrschaftsverhält-
nissen einer bürgerlich-kapitalistischen Klassengesellschaft und sind ge-
tragen von jenem Denken in Kategorien des Klassenkampfes, das heutige 
Ideologen so gerne verteufeln, wenn es gleichsam »von unten« und nicht 
wie bei ihnen »von oben« kommt. Dem damals aufkommenden Mythos 
von der nivellierten Mittelstandsgesellschaft ist Agartz nicht aufgesessen. 
Entsprechend gibt es Formulierungen, an die heute zu erinnern von be-
sonderer Aktualität ist, beispielsweise seine Sicht auf den Begriff der so-
zialen Gerechtigkeit: »Es ist aber seit Thomas von Aquin, der sie ver-
wendete, ohne sie inhaltlich zu erläutern, noch niemandem geglückt, zu 
erklären, was unter sozialer Gerechtigkeit verstanden werden soll. Der So-
zialist kann nur sagen, dass soziale Ungerechtigkeiten dann beseitigt sind, 
wenn es keine Klassen mehr gibt.« (Agartz 1964: 190) 

In diesem Kontext von besonderem Interesse ist, drittens, Agartz’ Ge-
werkschaftskritik, die mit dem weiter oben bereits angeführten Zitat von 
den Gewerkschaften als einer Bewegung der um ihre Besserstellung rin-
genden Menschen, von den Gewerkschaften als Instrumenten dieses Rin-
gens und nicht als institutionellem Selbstzweck, bereits thematisiert wurde. 
»Die Gewerkschaften«, schreibt er einmal (Agartz 1959c: 188), »haben 
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nur eine Verantwortung gegenüber der Arbeiterschaft, nicht aber gegen-
über Unternehmungen des internationalen Kapitalismus«. Das mag auch 
heute noch für viele Gewerkschafter eine schmerzende Herausforderung 
darstellen. Und man muss dem auch nicht vorbehaltlos zustimmen. Nur 
zugestehen sollte man, dass dies eine zutiefst gewerkschaftliche Position 
ist, deren Ausgrenzung nicht zuletzt in heutiger Zeit nur um den Preis 
nachhaltiger Schwäche zu bekommen ist.

Viktor Agartz erinnert uns daran, dass Gewerkschaftspolitik vor allem 
eine Dienstleistung für die von Lohnarbeit Abhängigen ist, also vor allem 
eine Politik um den Lohn und die betrieblichen Bedingungen von Er-
werbsarbeit. Er erinnert uns aber auch daran, dass Gewerkschaftspoli-
tik immer mehr ist als eine gleichsam bürokratische Dienstleistung, denn 
der Lohn ist in einer Klassengesellschaft wie der unseren immer auch ein 
politischer Lohn, ein gesellschaftlich umkämpfter Lohn. Lohnfragen sind 
Machtfragen und jede Lohnforderung ist immer auch ein Angriff auf den 
unternehmerischen Mehrwert. Der Kampf um Arbeit und Lohn ist des-
wegen immer auch mehr als nur die Reproduktion einer individuellen 
oder kollektiven Existenz. Arbeit soll dem Leben dienen und nicht um-
gekehrt. Die Emanzipation der Klasse der Lohnarbeitenden ist immer 
auch die Emanzipation vom ökonomischen Zwang zur Lohnarbeit. Ge-
werkschaftspolitik hat deswegen immer auch und nicht zuletzt ein poli-
tisches Mandat.

Viktor Agartz propagierte deswegen eine Erneuerung der Arbeiter- 
und Gewerkschaftsbewegung, eine Erneuerung zurück zu einer eigen-
ständigen, autonomen, auch vor radikalen Konsequenzen nicht zurück-
schreckenden Arbeiterbewegung. Zu diesem Zweck forderte er im Jahr 
1958 ein neues Bündnis von Arbeiterbewegung und Intellektuellen und 
skizzierte ein Aktionsprogramm zur Erneuerung der Gewerkschaftsbe-
wegung, das auch ein halbes Jahrhundert später noch immer von aktu-
ellem Interesse ist. »Für die Sozialisten Westdeutschlands«, schreibt er 
dort, »gehört zu den wichtigsten Gegenwartsaufgaben: 1. Aus der gewerk-
schaftlichen Ideologie klerikale und volkskapitalistische Illusionen zu eli-
minieren. 2. Die Sozialpartnerschaft, die ein der Gewerkschaftsbewegung 
wesenfremdes Instrument ist, als auflösendes Ferment zu erkennen und 
daher zu bekämpfen. 3. Die Überwindung des politischen Neutralismus, 
Propagierung der marxistisch-sozialistischen Gesellschaftstheorie und Er-
ziehung der Arbeiterbewegung zum klassenpolitischen Denken. 4. Durch 
eine aktive Gewerkschaftspolitik die bisher errungenen und geschaffenen 
Positionen, wie zum Beispiel die Mitbestimmung, nicht als Selbstzweck 
zu betrachten, sondern als Mittel des gewerkschaftlichen Emanzipations-
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kampfes. 5. Verbindung des gewerkschaftlichen Kampfes mit dem Eman-
zipationskampf der Arbeiterklasse schlechthin. 6. Umfassende Maßnah-
men zur Erhaltung des Friedens und zur Sicherung des Lebensstandards 
der Arbeiterschaft.« (Agartz 1958: 102)

Lässt man sich hier von bestimmten Begrifflichkeiten nicht schrecken, 
kann man die sechs Programmpunkte ohne Substanzverlust auch zeitge-
nössischer in die folgenden fünf übersetzen: 1. Kritik der Sozialpartner-
schaft in Theorie und Praxis; 2. Erneuerung gesellschaftspolitischen Den-
kens und Handelns als Klassenkampf; 3. Verteidigung der sozialstaatlichen 
Errungenschaften, ohne sich auf diese zu beschränken – als Mittel ihrer 
Erweiterung und Transformation; 4. Gegen Militarisierung und Krieg; 5. 
Politisierung nicht nur innerhalb des gewerkschaftlichen Kampfes, son-
dern auch durch dessen Verbindung mit nichtgewerkschaftlichen Eman-
zipationskämpfen. Letzteres wird heute gerne mit »neue soziale Gewerk-
schaftsbewegung« übersetzt.

Viele werden mit einigen oder gar den meisten dieser und anderer Pro-
grammpunkte ihre Probleme haben – es würde mich wundern, wenn es 
nicht so wäre. Aber es geht in diesem Zusammenhang weniger um Ab-
lehnung oder Zustimmung zu diesen oder anderen Thesen, sondern 
darum, dass sie, was immer man konkret von ihnen halten mag, im Zen-
trum mindestens der Debatten stehen, die auf der gewerkschaftlichen 
und politischen Linken geführt werden. Insofern haben sie wenig an ih-
rer Aktualität verloren. Und selten finden wir sie mit solcher Autorität 
und Konsequenz formuliert wie bei Agartz. Allein dies rechtfertigt die 
Auseinandersetzung mit dem Agartzschen Leben und Werk. Mehr noch 
ist eine solche Beschäftigung eine Frage jenes kollektiven Gedächtnisses, 
das auf der politischen und sozialen Linken bekanntlich nicht besonders 
gepflegt wird. 

In Fragen des kollektiven Gedächtnisses sind uns die ökonomischen 
und politischen Eliten deutlich voraus. Immer wieder und nicht zuletzt 
in den letzten Jahren wird in der neoliberalen Presse, zumeist in poli-
tischen Kommentaren, das Gespenst des Viktor Agartz an die Wand ge-
malt. Hierzu nur zwei Beispiele – es gäbe mehrere. In der Welt kommen-
tierte beispielsweise der neoliberal gewendete Ex-Linke Thomas Schmid 
im August 1999, dass Gerhard Schröders »Erneuerungsideen« vom so ge-
nannten Dritten Weg deswegen Aussicht auf Erfolg hätten, weil »sich bis 
weit in sozialdemokratische Ortsvereine hinein herumgesprochen hat, 
dass mit den Ladenhütern des demokratischen Sozialismus, dass mit den 
Ideen eines Viktor Agartz oder gar eines Detlev von Larcher kein Blumen-
topf mehr zu gewinnen ist« (Schmid 1999). Soviel zum O-Ton aus einer 
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Zeit, als der »Genosse der Bosse« seinen Dritten Weg in jene strukturelle 
Krise angetreten hat, an der die Sozialdemokratie noch auf absehbare Zeit 
kranken wird. Ein noch schöneres Beispiel findet sich im Juli 2003 in der 
Wirtschaftswoche. Im Zusammenhang mit dem damals gerade ausgefoch-
tenen Richtungsstreit innerhalb der IG Metall, dem innergewerkschaft-
lichen Machtkampf zwischen Bertold Huber und Jürgen Peters, schrieb 
die Wirtschaftswoche, dass Jürgen Peters der Gefährlichere von beiden sei, 
da »trotz aller verbaler Versicherungen des Gegenteils in Herz und Hirn 
jenes IG-Metall-Flügels das Erbe von Viktor Agartz, jener marxistischen 
Gründungsfigur aus den Anfangsjahren des DGB, immer noch ein Erin-
nerungsposten (ist)«. Laut diesem neoliberalen Kampfblatt verbindet sich 
mit Agartz vor allem die These, dass Tarifkonflikte »Mittel zum Zweck 
der Umgestaltung der Republik« seien und dass »(d)er Klassenkampfge-
danke – zwar nicht mehr öffentlich artikuliert – in der mittleren Funktio-
närsschicht subkutan immer präsent (blieb)« (Thelen 2003). 

Sehen wir mal davon ab, dass der sachliche Gehalt dieses Zitates schlicht 
falsch ist, denn Jürgen Peters steht natürlich nicht in der Tradition eines 
Viktor Agartz, sondern in der Tradition von Otto Brenner – ein kleiner, 
aber feiner Unterschied –, so verdeutlicht dieses Zitat, dass das kollek-
tive Gedächtnis der Herrschenden und ihrer Ideologen um einiges bes-
ser ist als das kollektive Gedächtnis der deutschen Linken. Denn in die-
sem kollektiven Gedächtnis spielt Agartz kaum noch eine Rolle, obwohl 
er der vor »1968« bedeutendste deutsche Linkssozialist gewesen ist. Seine 
Schriften sind vergriffen. Geforscht wird über ihn schon lange nicht mehr 
– sein nun seit anderthalb Jahrzehnten öffentlich zugänglicher Nachlass 
liegt, weitgehend unberührt, in Berlin. In der gewerkschaftlichen und 
linken Presse findet man keine Erinnerungsartikel, weder zu seinen Ge-
burts- oder Todestagen, noch zur 50-jährigen Wiederkehr des Landesver-
ratsprozesses. Und jüngst ist ein von Alex Demirović verfasster und von 
der Hans Böckler-Stiftung finanzierter umfangreicher Literaturbericht 
erschienen (Demirović  2007), der die Debatte um die gewerkschaftliche 
Mitbestimmung aufarbeiten möchte und in dem man den Namen Vik-
tor Agartz vergeblich sucht (was natürlich nicht für den Namen Oswald 
Nell-Breuning gilt…).

Nicht zuletzt deswegen sind unsere Tagung und dieses aus ihr hervor-
gegangene Buch so wichtig und von besonderer Bedeutung sowohl für 
die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung wie für die politische Linke. 
Es bleibt zu hoffen, dass sie der produktive Beginn einer neuen, durch-
aus kritischen Auseinandersetzung mit unserer eigenen Geschichte und, 
mehr noch, mit der Aktualität dieser Geschichte sind.

22 Christoph Jünke
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Mitbestimmungsmodell? 
 
 
 
 
I. 

 
Nach einer jahrzehntelangen Erfolgsgeschichte gerät nun auch die Mitbestim-
mung in Verruf. Sie soll – neben Flächentarifvertrag, Lohnnebenkosten und 
Kündigungsschutz – ein weiterer Grund der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Schwäche Deutschlands sein und überdies einer harmonisierenden Regelung in 
der Europäischen Union im Wege stehen. Unverfroren und bislang praktisch 
folgenlos kann der Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, 
Michael Rogowski, die Mitbestimmung für einen „Irrtum der Geschichte“ erklä-
ren. Als 1955 der Vorstandsvorsitzende der Gutehoffnungshütte, Hermann 
Reusch, sich einmal ähnlich äußerte, nämlich die Mitbestimmung in der Montan-
industrie, nur wenige Jahre nach ihrer Einführung, als das „Ergebnis einer bruta-
len Erpressung durch die Gewerkschaften“ (zit. n. Müller 1991: 270) apostro-
phierte, quittierten 800.000 Kumpel diese verbale Provokation mit einer 
generalstreikartigen Protestaktion im Ruhrgebiet. Tempi passati. 

Die zunehmende Infragestellung der (Unternehmens-)Mitbestimmung lässt 
sich nicht ohne die progressive Schwäche der Gewerkschaften erklären, und die 
ausbleibende Reaktion seitens der Arbeitnehmer nicht ohne Rekurs auf die do-
minant gewordenen Arbeitsplatzängste. Weil gegen diese auch die Mitbestim-
mung anscheinend kein Heilmittel bietet, verharren die Arbeitnehmer in einer 
relativen Gleichgültigkeit angesichts der aktuellen Bedrohung einer Kerninstitu-
tion der deutschen industriellen Beziehungen. Auffallend ist freilich, dass Ge-
werkschaften und Betriebsräte erst gar nicht versucht haben, sie zum Protest vors 
Werkstor zu rufen.  

Zu einem „Auslaufmodell“ erklärt wird die Mitbestimmung mittlerweile 
nicht nur in den wirtschaftlichen und politischen Leitartikeln der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ (dort mit dem Ceterum censeo-Tremolo ihres Wirtschafts-
theologen Rainer Hank), auch die „Süddeutsche Zeitung“ lässt diesen Meinungs-
strom durch ihre Spalten fließen – freilich (darin liberaler als die FAZ) nicht 
ohne gleichzeitige Gegenrede von kompetenter Seite.  

Je mehr die Meinung überhand nimmt, dass die Konsensgesellschaft für 
wirtschaftliche Stagnation und Krise verantwortlich sei, desto stärker geraten die 
Institutionen, die für den Konsens stehen, unter Druck. Das deutsche Wirt-
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schaftswunder und die lange Periode ökonomischer Prosperität ging einher mit 
dem Ausbau der Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer. Führt nun die anhal-
tende wirtschaftliche Schwächeperiode zu ihrem Abbau? Da es sich jeweils eher 
um Parallelerscheinungen als um Kausalbeziehungen handelt, wäre von der Ein-
schränkung der Mitbestimmungsrechte schwerlich eine wirtschaftliche Erholung 
zu erwarten.  

Nicht wenige Unternehmer, Manager, Aktionäre halten die Zeit offenbar für 
günstig, die Mitbestimmung offensiv in Frage zu stellen, ohne ernsthafte Sankti-
onen befürchten zu müssen. Obwohl die historischen Fakten und vor allem die 
Erfahrungen mit dieser Institution eine positive Geschichte erzählen, wollen sie 
ihre Verfügungsrechte wieder ungeteilt wahrnehmen und ihr Regime lieber allein 
führen. Verlangt doch die Mitbestimmung von Unternehmern und Kapitaleig-
nern, sich mit konfligierenden Interessen zu arrangieren, und zu lernen, begrün-
detem Widerspruch argumentativ zu begegnen. Wer Macht hat, braucht nicht zu 
lernen. Lassen wir uns auf ein Gedankenexperiment ein: Läge es allein im Belie-
ben eines Gremiums, einer Elite, Gruppe oder Partei – würden sie dann nicht 
gerne auf solche Korrektive verzichten, die für sie nicht mehr durch einseitigen 
Willensakt rückholbar sind? Würde nicht selbst eine Regierungspartei letztend-
lich gerne ohne Opposition regieren!? 
 
 
II. 

 
Es ist nicht die Einsicht der Mächtigen, sondern die „Weisheit“ der Institutionen, 
denen wir den Mechanismus der „checks and balances“ und „Her Majesty’s 
opposition“ verdanken.  

Natürlich fallen Institutionen nicht vom Himmel, sondern müssen erst ein-
mal Recht und Gesetz werden. Aber einmal institutionalisiert, entfalten derartige 
Mechanismen ihre eigenen Gesetzmäßigkeiten. Geschaffen werden sie vornehm-
lich durch die Kraft und die Opfer derer, die den Mächtigen in den Arm fallen. 
Macht und Gegenmacht durchwirken nicht nur ihre Genese, sondern auch ihre 
Evolution. Institutionen werden häufig als handlungsbegrenzende Regelwerke 
(constraints) definiert;89 übersehen wird dabei, dass sie Handeln ebenso ermögli-
chen, weil sie nicht nur Regeln fixieren, sondern auch Ressourcen bereitstellen.90 

                                                           
89  So definiert Douglas C. North Institution als „any form of constraint that human beings devise 

to shape human interaction“ (1990: 4). 
90  Bereits John R. Commons (1934) verwies auf diese Dualität von Institutionen, die insbesondere 

in Anthony Giddens’ Strukturationstheorie ausbuchstabiert wurde: „Die wichtigsten Aspekte der 
Struktur sind Regeln und Ressourcen, die rekursiv in Institutionen eingelagert sind.“ (1988: 76) 
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Ich habe an anderer Stelle (Müller-Jentsch 1995)91 die institutionelle Evolu-
tion der Mitbestimmung als einen kollektiven Lernprozess beschrieben, den die 
Akteure im interaktiven Umgang mit der Institution des Betriebsrats machten. 
Hier geht es nun darum, aufzuzeigen, dass die jeweiligen Schritte im Aus- und 
Anbau der Mitbestimmungsinstitutionen einmal als erstrittene Konzession, ein 
andermal als vorausschauend verabreichtes Palliativ gewährt wurden, fast immer 
mit der Absicht, Schlimmeres zu verhüten. Überdies haben die Unternehmer und 
ihre Verbandsvertreter vor jedem neuen Schritt gesetzlicher Regelung von Mit-
bestimmungsrechten massive Kritik an der Einschränkung ihrer Verfügungsrech-
te geübt, durchsetzt mit den Horrorvorstellungen einer „Vergewaltigung des 
Unternehmers“ und der „gewerkschaftlichen Machtergreifung in Wirtschaft, 
Gesellschaft und Staat“.92  

Sicherlich gab es schon früh sozial gesinnte Unternehmer, deren betriebli-
che Sozialpolitik auch Arbeiterausschüsse einschloss.93 Aber in der Regel sind 
Fortschritte in der Mitbestimmung erst durch Revolutions- oder Streikdrohung 
oder durch starke reformorientierte Arbeiterparteien herbeigeführt worden. Ne-
ben Arbeiterradikalismus und Massenstreiks war zwar der Staat ein wichtiger 
Geburtshelfer kollektiver Regelungen, aber auch dieser handelte häufig erst unter 
dem Druck sozialer Bewegungen.  

Das begann in der deutschen Revolution von 1848: So kurzlebig wie diese 
war allerdings auch das Gesetzesvorhaben zur Einrichtung von Arbeiterausschüs-
sen. Ein weiteres halbes Jahrhundert später wurde erstmals im Bergbau der fol-
genreiche Weg einer Verankerung von Beteiligungsrechten der Arbeitnehmer in 
Deutschland beschritten. Staatliche Intervention hatte sich als notwendig erwie-
sen, um unversöhnliche Konfliktkonstellationen zwischen Kapital und Arbeit 
aufzulösen. Unter dem scharfen antigewerkschaftlichen Kurs der Bergbauunter-
nehmer eskalierten die Bergarbeiterstreiks von 1889 und 1905 zu bürgerkriegs-
ähnlichen Auseinandersetzungen. Sie gaben der preußischen Staatsverwaltung, 
welche die Zeichen der Zeit offenbar richtig deutete, Veranlassung, intensive 
Überlegungen zum Abbau sozialer Spannungen und zur Beseitigung von Streik-
ursachen anzustellen. Dies galt umso mehr, da es um die Sicherung des auch für 
die Rüstung wichtigsten Energiesektors ging. Ihre Erkenntnis, dass es an geeigne-
ten Vermittlungsinstanzen für die Beschwerden der Arbeiter fehle, konnte sie den 
konzessionsunwilligen Ruhrindustriellen nicht vermitteln. So blieb der preußi-
schen Ministerialbürokratie, ihre auf soziale Pazifizierung gerichteten Ziele allein 

                                                           
91  Siehe Kapitel 7 in diesem Band. 
92  Vgl. zu diesen und weiteren Zitaten Kapitel 7 und Höpner (2004).  
93  Der Berliner Jalousienfabrikant und Mitbegründer der Gesellschaft für Soziale Reform, Hein-

rich Freese, war einer von diesen wenigen; er richtete in seiner Fabrik bereits 1884 einen Ar-
beiterausschuss ein sowie eine Gewinnbeteiligung der Arbeiter (vgl. Freese 1909). 
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mit administrativen und gesetzlichen Regelungen über die obligatorische Einrich-
tung von Arbeiterausschüssen (1905) gegen erbitterten Unternehmerwiderstand 
durchzusetzen, nachdem die Empfehlung ihrer Berggesetznovelle von 1892, frei-
willige Arbeiterausschüsse einzurichten, von den Ruhrindustriellen total ignoriert 
worden war (Ritter/Tenfelde 1992: 423). 

Generatoren und Fermente der Arbeitnehmerrechte waren, in je spezifischer 
Weise, auch die beiden Weltkriege. Im Ersten Weltkrieg bauten die kriegführen-
den Eliten auf die Strategie des inneren „Burgfriedens“ mit den ehemals „vater-
landslosen Gesellen“ der Sozialdemokratie und ihres gewerkschaftlichen Flü-
gels. Folgerichtig konzedierte das 1916 verabschiedete „Gesetz über den 
Vaterländischen Hilfsdienst“ den für die Kriegswirtschaft Verpflichteten obliga-
torische Arbeiterausschüsse in allen Betrieben der Industrie mit mindestens 50 
Beschäftigten. „Dem Arbeiterausschusse liegt ob“, heißt es in bürokratischer 
Diktion, „das gute Einvernehmen innerhalb der Arbeiterschaft des Betriebs und 
zwischen der Arbeiterschaft und dem Arbeitgeber zu fördern“ (§ 11). Diese Bot-
schaft wird dann auch zum Kerninhalt des 1920 verabschiedeten Betriebsrätege-
setzes, das mit der revolutionären Rätebewegung nur noch den Namen gemein-
sam hat. Zuvor erleben wir aber noch eine erstaunliche korporatistische Einigung 
zwischen den Spitzenrepräsentanten von Kapital und Arbeit im „Stinnes-Legien-
Abkommen“, recte: „Zentralarbeitsgemeinschaftsvereinbarung“ von 1918 über 
die Anerkennung der Gewerkschaften, ihrer Kollektivvereinbarungen, des Acht-
stundentags und der Einrichtung von Arbeiterausschüssen. Das Abkommen, das 
kurz danach vom Gesetzgeber ratifiziert und auf die Wirtschaft des ganzen Lan-
des übertragen wurde, gehört zur Kategorie Palliativ, das nach verlorenem Krieg 
und in einer revolutionären Situation dem Unternehmertum die Kooperation der 
gewerkschaftlichen Führung sichern sollte. Belohnt wurde diese dann auch mit 
dem Betriebsrätegesetz von 1920, das den Vorrang der gewerkschaftlichen Inte-
ressenvertretung gegenüber der betrieblichen rechtlich fixierte, indem es dem 
Betriebsrat unter anderem die Funktion der „Tarifpolizei“ im Betrieb zuwies.  

Nicht der Zweite Weltkrieg, sondern sein Ende bescherte den Arbeitneh-
mern neue Rechte. Die alliierten Besatzungsmächte sahen nicht ohne Grund in 
der hochkonzentrierten Schwerindustrie an der Ruhr einen für die Wirtschaft des 
Nazireiches bedeutsamen militärisch-industriellen Komplex, den es zu zerschla-
gen galt. Bei der Durchführung dieser Aufgabe schufen die alliierte Kontrollbe-
hörde für die Norddeutsche Eisen- und Stahlindustrie und die von ihr beauftragte 
Treuhandverwaltung mit deutscher Leitung und unter Beteiligung der Gewerk-
schaften ein fait accompli. Mehr aus der historischen Macht- und Interessenkons-
tellation erwachsen als durch Gesetz oder durch Verordnung vorgeschrieben, 
wurden in den neugebildeten Aktiengesellschaften der Eisen- und Stahlindustrie 
die Aufsichtsräte paritätisch mit Arbeitnehmervertretern (neben zwei Betriebs-
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angehörigen drei externe Gewerkschaftsvertreter) besetzt und der Unterneh-
mensvorstand um einen von Arbeitnehmerseite bestellten Arbeitsdirektor erwei-
tert. Es bedurfte freilich des politischen Nachdrucks der deutschen Gewerkschaf-
ten, die mit erfolgreichen Urabstimmungen in der Stahlindustrie und im 
Kohlenbergbau ihre Streikentschlossenheit zum Ausdruck brachten, um diese 
„Errungenschaft“ erfolgreich zu verteidigen. Schließlich einigten sich der Bun-
deskanzler Adenauer und der DGB-Vorsitzende Hans Böckler auf eine Ratifizie-
rung der faktischen Verhältnisse durch den Bundestag mit dem Montanmitbe-
stimmungsgesetz von 1951 (Hemmer/Schmitz 1990: 102ff.).  

Es folgte das Betriebsverfassungsgesetz von 1952, das die betriebliche Mit-
bestimmung durch den Betriebsrat festlegte und später, in der Reformära der 
sozialliberalen Koalition, gründlich novelliert wurde (1972). Dieser Ära ver-
dankte sich auch die Einlösung des Versprechens an die Gewerkschaften, die 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat (für Kapitalgesellschaften mit 2000 und mehr 
Beschäftigte) auf die gesamte Wirtschaft auszudehnen. Das Mitbestimmungsge-
setz von 1976 blieb hinter den gewerkschaftlichen Erwartungen zurück, weil es 
mit einem doppelten Stimmrecht für den Aufsichtsratsvorsitzenden unterhalb der 
Parität blieb. Trotz dieser Paritätsminderung reichten 30 Arbeitgeberverbände 
Verfassungsklage wegen Beschneidung der unternehmerischen Verfügungsrech-
te ein; die Klage wurde indes abschlägig entschieden.  

Der historische Abriss soll unseren Blick auf zwei theorierelevante Phäno-
mene lenken: auf die Rolle des Staates als Geburtshelfer und Garant intermediä-
rer Institutionen und auf die Pfadabhängigkeit der institutionellen Evolution.  

Zum ersten: Allein staatliche Instanzen konnten den neuen Institutionen 
Verbindlichkeit und Bestand verleihen. Es wäre ein naives Geschichts- und Ge-
sellschaftsverständnis, den Staat hierbei als neutralen Schiedsmann zu modellie-
ren. Man sollte sich eher an Goetz Briefs’ Charakterisierung der Arbeiterschutz-
politik des Kaiserreichs halten, die er als „Risikoprämien für die Beseitigung 
revolutionärer Zuckungen im Gesellschaftskörper“ (Briefs 1930; zit. n. Abels-
hauser 1999: 226) treffend einschätzte. Spätere Autoren sprachen von „Kosten 
des Klassenkampfes“ (Mendner 1976: 140). Gleichwohl lässt die Tatsache, dass 
in den staatlichen Regelungen die eine Seite gewöhnlich ein „Zuviel“, die andere 
ein „Zuwenig“ an Rechten und Zugeständnissen monierten, darauf schließen, 
dass der Staat etwas „Drittes“ schuf, womit sich beide Parteien letztlich arrangie-
ren konnten und auch mussten – eine intermediäre Institution, deren Konstrukti-
onsprinzip die Vermittlung der Interessen beider Seiten ist. Hieraus erklärt sich 
ihre historische Stabilität; denn Institutionen, die nur (oder dominant) den Inte-
ressen einer Partei dienlich sind, wird die andere Partei bekämpfen und bei jeder 
Verschiebung der Machtverhältnisse zu eliminieren suchen.  
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Zum zweiten: Von theoriestrategischem Gewicht ist das Argument der 
Pfadabhängigkeit. Der evolutionäre Prozess der Entstehung und Selektion von 
Institutionen ist weniger von der Logik der Transaktionskosten-Einsparung be-
stimmt, wie es die neue Institutionenökonomik (Williamson, North) behauptet, 
als von der Logik der Macht und Gegenmacht. Er folgt in den einzelnen Indust-
riegesellschaften nationalspezifischen Entwicklungspfaden (deren Verlauf unter 
anderem von den dominanten politischen und rechtlichen Traditionen des Lan-
des, von den politisch-ideologischen Orientierungen der Akteure sowie von den 
spezifischen Interessenkonstellationen und Machtverhältnissen zwischen den 
Akteuren beeinflusst wird). Pfadabhängigkeit heißt, dass in einer formativen 
Periode spezifische Institutionen geschaffen werden, an die die weitere Institutio-
nenbildung anschließt. Das bedeutet des weiteren, dass das institutionelle Sys-
tem, welches emergent aus den Interaktionen der Akteure hervorgeht, auch die 
weitere Entwicklung konditioniert. Selbstverstärkende Rückkoppelungsmecha-
nismen reproduzieren das institutionelle Arrangement und halten seine weitere 
Evolution auf dem „vorgezeichneten“ Pfad. Rückkopplungen ergeben sich aus 
Anschlussfähigkeit, Interdependenz und Affinität von alten und neuen Institutio-
nen. Das schließt zwar einen Pfadwechsel nicht aus; doch dieser ist allein in 
historischen Umbruchperioden zu erwarten. 

Wirtschaftshistoriker haben den Korporatismus als einen Grundzug des 
deutschen Sonderwegs zur (Hoch-)Industrialisierung identifiziert. Schon früh 
hatten sich bürgerliche Liberale der Historischen Schule und im Verein für Soci-
alpolitik (Gustav Schmoller, Lujo Brentano und andere „Kathedersozialisten“) 
überlegt, wie der Staat im Interesse des Gesamtwohls und zur Lösung der „sozia-
len Frage“ Industrie und Arbeiterschaft einbinden könnte. Andere sozial gesinnte 
Geister (Hugo Sinzheimer, Rudolf Hilferding, Alfred Müller-Armack) haben 
diesen Gedanken mutatis mutandis weitergetragen. Obwohl die Termini wech-
selten – Staatssozialismus, Organisierter Kapitalismus, Soziale Marktwirtschaft – 
eine gewisse Kontinuität vom Kaiserreich zur Weimarer Republik und zur Bon-
ner Demokratie ist nicht zu leugnen. Das auf „Gemeinschaft“ (Ferdinand Tön-
nies) oder „Solidarität“ (Emile Durkheim) gegründete Gesellschaftsmodell kor-
respondierte mit einer Sozialpolitik, die gebunden ist an Vorstellungen vom 
Unternehmen als einer Institution, die einer Sozialordnung oder Sozialverfassung 
bedarf, und den Status des Arbeitnehmers als „Wirtschaftsbürgers“ und „Be-
triebsbürgers“ (Kotthoff 2000; Müller-Jentsch 199494) anerkennt. Diese Vorstel-
lungen sind die des rheinischen Kapitalismus, die vom anglo-amerikanischen 
Shareholder-Kapitalismus heute essentiell in Frage gestellt werden. Dass dabei 
die Mitbestimmung nicht ausgenommen wird, erscheint wiederum nur konse-

                                                           
94  Siehe Kapitel 1 in diesem Band. 
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quent. Ein realer Erfolg der Kritiker der Mitbestimmung wäre indes gleichbedeu-
tend mit einer erstmaligen (abgesehen vom Nazireich) rückläufigen Entwicklung 
in der etwa hundertjährigen Geschichte sukzessiv erweiterter Beteiligungsrechte 
der Arbeitnehmer.  
 
 
III. 

 
In Frage gestellt wird heute vornehmlich die Unternehmensmitbestimmung, das 
heißt die Repräsentation von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat mitbe-
stimmter Kapitalgesellschaften.  

Da die älteste Form, die sog. Montanmitbestimmung wegen der schrump-
fenden Wirtschaftssektoren von Kohle und Stahl als Auslaufmodell angesehen 
wird, steht im Zentrum der Diskussion die Unternehmensmitbestimmung nach 
dem Gesetz von 1976. Unter ihre Regelungsdomäne fallen derzeit 767 Aktien- 
und andere Kapitalgesellschaften (etwa 30 Prozent davon gehören ausländischen 
Konzernen). Die von der „Kommission Mitbestimmung“ des BDI und der BDA 
vorgelegten Reformvorstellungen laufen daraus hinaus, die Unternehmensmitbe-
stimmung auf ihre schwächste Form, die der Drittelbeteiligung zurückzuführen. 
Sie gilt heute für rund 3.500 Unternehmen.  

Ein relevanter Zusammenhang zwischen betrieblicher und Unternehmens-
mitbestimmung besteht in Großbetrieben darin, dass der Betriebsratsvorsitzende 
in der Regel auf der Arbeitnehmerliste für den Aufsichtsrat kandidiert und ge-
wählt wird. Die Personalunion zwischen Aufsichtsratsmitglied und Betriebsrat 
stärkt natürlich die Verhandlungsposition des Betriebsrats gegenüber dem Ma-
nagement, an dessen Bestellung er qua Aufsichtsratsmandat beteiligt ist.  

Die deutsche Sozialgeschichte zeigt trotz ihres wechselvollen Verlaufs eine 
gewisse Logik in der Evolution der Mitbestimmung; daher ist es völlig unsinnig, 
ihre Existenz einer zufälligen historischen Situation zuzuschreiben. Zu bedenken 
geben sollte auch, dass acht der 15 EU-Länder und mindestens die Hälfte der 
neuen Beitrittsländer eine Repräsentation von Arbeitnehmervertretern im höchs-
ten Unternehmensorgan vorsehen, wenn auch mit niedrigeren Quoten seitens der 
Arbeitnehmerrepräsentation (Höpner 2004: 378). Diese Verbreitung spricht nun 
ganz entschieden gegen einen „historischen Irrtum“.  

Wenn auch Unternehmer und ihre Verbandsvertreter vor jedem neuen 
Schritt gesetzlicher Regelung von Mitbestimmungsrechten massive Kritik an der 
Einschränkung ihrer Verfügungsrechte übten, haben sie sich, nachdem die Insti-
tutionen einmal geschaffen worden waren, mit ihnen nicht nur arrangiert, son-
dern sie auch zum Vorteil des Unternehmens zu nutzen verstanden. Die großen 
Krisen im Bergbau und in der Stahlindustrie, die Wirtschaftsflauten im Automo-
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bilbau, die tiefgreifenden Restrukturierungen vieler Großunternehmen wären 
ohne die moderierenden und vertrauensschaffenden Einflüsse der Mitbestim-
mungsinstitutionen wahrscheinlich erheblich konfliktreicher und weniger sozial-
verträglich bewältigt worden.  

Neuere Umfragen unter Führungskräften und Geschäftsleitungen ergaben, 
dass nur bei Minderheiten unter ihnen Neigungen zur Einschränkung oder gar 
Abschaffung der Mitbestimmungsinstitutionen anzutreffen sind. Nach einer 
Umfrage unter Führungskräften deutscher DAX-Unternehmen (Glaum 1998) 
sprach sich die große Mehrheit gegen eine Einschränkung oder Abschaffung der 
Unternehmensmitbestimmung aus. Selbst die Geschäftsleitungen von deutschen 
Tochterunternehmen ausländischer Konzerne bekundeten in einer Befragung 
(Vitols 2001) eher neutrale bis positive Ansichten über die Mitbestimmung. 

Auch die vorliegende Forschungsliteratur dokumentiert, dass die deutsche 
Wirtschaft in den vergangenen Dekaden positive Erfahrungen mit der Mitbe-
stimmung gemacht hat. Jedenfalls können sich die Mitbestimmungskritiker „auf 
den sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsstand (...) nicht beru-
fen“ (Höpner 2004: 347). Dies gilt sowohl für die Mitbestimmung auf Unter-
nehmensebene (Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat) wie für die Mitbestim-
mung auf betrieblicher Ebene (Betriebsrat).  

Es liegen keine eindeutigen empirischen Informationen über wirtschaftlich 
negative Effekte der Unternehmensmitbestimmung auf Gewinn oder Aktienkurse 
vor (Untersuchungen mit negativen Effekten stehen solche mit positiven gegen-
über). Ebenso wenig finden wir valide Erkenntnisse darüber, dass durch die 
Arbeitnehmervertreter wichtige unternehmensstrategische Entscheidungen im 
Aufsichtsrat blockiert worden wären. Übereinstimmend sind die Befunde über 
die zeitliche Verzögerung von Entscheidungsprozessen durch die Mitbestim-
mung; deren positive Kehrseite ist jedoch, dass diese Entscheidungen stabiler 
sind, weil sie bei den Belegschaften auf geringeren Widerstand stoßen. Die jetzt 
gelegentlich zu hörenden Ansichten, die Arbeitnehmervertreter hätten versagt, 
weil sie nicht rechtzeitig auf Krisenerscheinungen und Unregelmäßigkeiten in 
der Unternehmensführung aufmerksam gemacht hätten, lassen allenfalls den 
Schluss zu, dass sie sich nicht klüger als die Vertreter der Kapitalseite verhalten 
haben. Erfahrungen zeigen, dass die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat eher 
dagegen gefeit sind, ihre Entscheidungen an kurzfristigen Renditeerwägungen zu 
Lasten einer langfristigen Sicherung des Unternehmens zu orientieren. 

Die Behauptung, die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
werde durch die Mitbestimmung beeinträchtigt, weil sie ausländische Investoren 
von Investitionen abhielte, hält einer empirischen Überprüfung ebenfalls nicht 
stand. Direktinvestitionen werden in überwiegendem Maße getätigt, um Pro-
duktmärkte zu verteidigen oder zu erobern. Gewöhnlich wird ein positiver Saldo 
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der Direktinvestitionen als Standortstärke interpretiert, aber auch ein negativer 
Saldo kann, wie das der Sachverständigenrat tut, als Indikator der Expansions-
kraft der (hiesigen) Unternehmen gedeutet werden. Zu befürchten ist aber, dass 
die anwachsende Kritik an der Unternehmensmitbestimmung und die permanent 
wiederholte Behauptung, sie beeinträchtige die wirtschaftliche Effektivität von 
Unternehmen und die Standortqualität Deutschlands, zur self-fulfilling prophecy 
wird, wenn ausländische Investoren dies am Ende für bare Münze nehmen.  

Über die Fragen nach der wirtschaftlichen Effizienz der Mitbestimmung 
wollen wir die sozialen und politischen Ansprüche, die sich mit der Mitbestim-
mung verbinden, nicht vergessen. Fragen nach der sozialen Anerkennung und der 
demokratischen Kultur spielen in diesem Zusammenhang eine nicht zu unter-
schätzende Rolle. Wird der Arbeitnehmer nur als Arbeitskraft und Vollzugsorgan 
genutzt oder auch als Betriebs- und Wirtschaftsbürger anerkannt? Beteiligung ist 
ein Menschen- und Bürgerrecht, das nicht nur im politischen Gemeinwesen, son-
dern auch im Unternehmen eingefordert wird. Zumal in Ländern mit historisch 
starken Arbeiterbewegungen wird das Unternehmen nicht lediglich als eine priva-
te Anstalt zwecks Gewinnerzielung, sondern als eine gesellschaftliche Institution 
mit dem Charakter einer „Produktionsgemeinschaft von stakeholders“ angesehen 
– im Gegensatz zum angelsächsischen „shareholder“-Modell. Dem Interessenaus-
gleich zwischen verschiedenen Anspruchsgruppen im Unternehmen tragen viele 
europäische Länder in ihrer Arbeits- und Sozialgesetzgebung Rechnung. Auch die 
Europäische Union hat in ihrer Grundrechtecharta das Recht auf Unterrichtung 
und Anhörung von Arbeitnehmern als ein europäisches Grundrecht postuliert 
(Artikel IV-27). 

In den Großbetrieben stehen die zwei Säulen der Mitbestimmung – die im 
Unternehmen und die im Betrieb – in einem komplementären Verhältnis. Wäh-
rend die Unternehmensmitbestimmung zur Transparenz und Orientierung am 
langfristigen Bestand beiträgt, findet der Betriebsrat zunehmend Anerkennung 
und Wertschätzung als Produktionsfaktor und Vertrauensagentur, ja als ein sozi-
alpolitischer Co-Manager.  
 
 
IV. 

 
Die positive Einschätzung der Unternehmensmitbestimmung heißt nun keines-
wegs, dass kein Reformbedarf bestehe. Ich sehe diesen vor allem in der Stärkung 
des Einflusses der Betriebsangehörigen, und zwar in folgenden Punkten: 

(1) Das Wahlverfahren zu den Aufsichtsratsmandaten in der Montanindust-
rie ist in einem uns heute befremdenden Ausmaß vom Prinzip der Repräsentation 
geprägt. Denn die Belegschaften wählen ihre Repräsentanten für den Aufsichts-
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rat nicht selbst, sie werden vielmehr von den Betriebsräten und den im Unter-
nehmen vertretenen Gewerkschaften ausgewählt. In diesem extremen Stellvertre-
terprinzip äußert sich, historisch bedingt, das Misstrauen gewerkschaftlicher 
Funktionäre gegen die direkte Beteiligung der Belegschaften. Dieses Misstrauen 
war teils durch die Erfahrung mit dem NS-Regime und teils durch die Furcht vor 
kommunistischen Einflüssen auf die Belegschaften begründet. Eine direkte 
Wahlbeteiligung der Belegschaften erscheint mir heute unabdingbar. 

(2) Zu fragen ist des weiteren, ob die für die Wahl der Arbeitnehmervertre-
ter in den Aufsichtsrat nach dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 in Betrieben 
ab 8.000 Beschäftigten vorgesehene Delegiertenwahl nicht völlig zugunsten der 
Urwahl aufgegeben werden sollte. 

(3) Bislang ist es nicht vorgesehen, dass deutsche Konzerne mit Tochter- 
unternehmen im Ausland den Vertretern ausländischer Arbeitnehmer ebenfalls 
einen Aufsichtsratssitz einräumen. Sollte nicht das, was etwa bei DaimlerChrys-
ler bereits auf freiwilliger Basis geschieht, gesetzlich vorgeschrieben werden? 

(4) Um die Institution der Unternehmensmitbestimmung zu stärken, muss 
sie auch in Europa Anerkennung finden. Eine paritätische Zusammensetzung des 
höchsten Unternehmensgremiums wird auf europäischer Ebene schwerlich 
durchzusetzen sein. Es scheint daher ratsam, auf einen alten Vorschlag Oswald 
von Nell-Breunings zurückzukommen, demzufolge der Aufsichtsrat mit einem 
Drittel Kapitalvertretern, einem Drittel Arbeitnehmervertretern und einem Drittel 
Repräsentanten der Öffentlichkeit besetzt werden sollte. Das letzte Drittel könnte 
sich aus kommunalen, gewerkschaftlichen sowie aus den Umwelt- und Verbrau-
cherschutzverbänden kommenden Vertretern zusammensetzen. Damit würde 
jenen externen Anspruchsgruppen („stake-holders“), deren Interessen am ehesten 
von den Aktivitäten eines Unternehmens tangiert werden, gebührend Rechnung 
getragen.  

Die Notwendigkeit, das deutsche Mitbestimmungsmodell „europatauglich“ 
zu machen, um es vor „schleichender Auszehrung“ zu bewahren, beginnen auch 
die Gewerkschaften zu erkennen.95 Vor allem durch seine Europäisierung könnte 
es seine Robustheit gegenüber opportunistischen Attacken von neoliberalen 
Meinungsführern und Lobbyisten in Medien und Verbänden behaupten. 
 
(2005) 

 

                                                           
95  So der Erste Vorsitzende der IG Bergbau, Chemie, Energie, Hubertus Schmoldt, in einem 

Pressegespräch (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15.12.2004, S. 14). 





























Reinhard Bispinck/Thorsten Schulten
Perspektiven einer gesamtwirtschaftlich
orientierten Lohnpolitik

Lohnpolitik – zwischen ökonomischer Steuerung
und sozialem Verteilungskonflikt

Die Auseinandersetzung um die Entwicklung der Löhne findet seit jeher
auf zwei unterschiedlichen Ebenen statt, die jeweils bestimmte Funkti-
ons- und Handlungslogiken der Lohnpolitik zum Ausdruck bringen.
Auf der einen Seite stehen die praktischen Erfahrungen der tarifpoliti-
schen Akteure, wonach die Löhne stets durch »das unaufhörliche Rin-
gen zwischen Kapital und Arbeit« bestimmt werden. Demnach löst sich
die Frage nach der Entwicklung der Löhne »auf in die Frage nach dem
Kräfteverhältnis der Kämpfenden« (Marx 1867: 149). Die hierbei zu-
grunde liegende Handlungslogik folgt den Prämissen eines antagonisti-
schen Verteilungskonfliktes, bei dem beide Seiten einen möglichst gro-
ßen Anteil des erwirtschafteten Gesamteinkommens für sich erzielen
wollen. Ökonomische Begründungen der Lohnpolitik spielen dabei in
der Regel nur insofern eine Rolle, als sie in pragmatischer Weise zur
Legitimation der jeweiligen Tarifforderungen herangezogen werden und
somit einen wichtigen ideologischen Referenzpunkt in den Tarifaus-
einandersetzungen bilden.

Auf der anderen Seite stehen die Kontroversen innerhalb der Wirt-
schaftswissenschaft, die den Löhnen je nach theoretischer Überzeugung
unterschiedliche ökonomische Funktionen zuweisen und in der Lohn-
politik ein zentrales Steuerungsinstrument zur Erreichung wirtschafts-
politischer Ziele sehen wie z.B. Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit, Förderung der privaten Nachfrage oder Absicherung der Geld-
wertstabilität (für einen Überblick vgl. Schulten 2004). Indirekt kommt
der Lohnpolitik damit auch eine wichtige Bedeutung für die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung im Hinblick auf Wachstum, Beschäftigung
und soziale Wohlfahrt zu. Dementsprechend mangelt es innerhalb der
Wirtschaftswissenschaft nicht an konkreten politischen Empfehlungen
zur ökonomisch »richtigen« Festsetzung der Löhne. Da diese Empfeh-
lungen jedoch implizit immer auch mit verteilungspolitischen Konse-
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quenzen verbunden sind, geraten sie leicht in Widerspruch zu den Ver-
teilungsinteressen der tarifpolitischen Akteure.

Die Lohnpolitik bewegt sich prinzipiell in einem Spannungsverhält-
nis zwischen den unmittelbaren Verteilungsinteressen der tarifpoliti-
schen Akteure einerseits und den ökonomischen Steuerungsinteressen
einer Gesellschaft andererseits. Mit dem Konzept einer gesamtwirt-
schaftlich orientierten Lohnpolitik ist im Laufe des 20. Jahrhunderts
der Versuch unternommen worden, die unterschiedlichen Funktions-
und Handlungslogiken miteinander in Einklang zu bringen. Durch die
politische Absicherung eines umfassenden gesellschaftlichen Vertei-
lungskompromisses sollten die Tarifvertragsparteien dazu bewegt wer-
den, im Rahmen ihrer Tarifpolitik gesamtwirtschaftliche Verantwortung
zu übernehmen und ihre Lohnabschlüsse nach gesamtwirtschaftlichen
Vorgaben auszurichten.

Konzeptionen einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik

In den historisch zunächst lokal und betrieblich begrenzten Lohnaus-
einandersetzungen spielten gesamtwirtschaftliche Überlegungen ur-
sprünglich kaum eine Rolle. Entscheidend waren vielmehr die einzel-
wirtschaftlichen Begebenheiten des jeweiligen Betriebes sowie die vor
Ort bestehenden Machtbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit.
Allerdings wurde von den Unternehmen schon immer behauptet, dass
ihre einzelwirtschaftlichen Interessen in Einklang mit den gesamtwirt-
schaftlichen Interessen der Gesellschaft stehen. Mit dem Aufkommen
der neoklassischen Lohn- und Verteilungstheorie in der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts fand diese Anschauung sogar ihre scheinbar wissen-
schaftliche Untermauerung. Demnach führt eine nach einzelwirtschaftli-
chen Rationalitätskalkülen (entsprechend der so genannten Grenzpro-
duktivität der Arbeit) erfolgte Lohnfestsetzung automatisch auch zu
dem größten gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsgewinn.

Gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Lohnpolitik

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wird die neoklassische Lohn-
theorie zunehmend infrage gestellt. Neuere ökonomische Ansätze be-
tonen gegenüber dem neoklassischen Fokus auf die Kostenseite des
Lohns nunmehr vor allem seine Bedeutung für die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage. Nicht zufällig kamen viele der so genanten Unterkon-
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sumtionstheorien vor allem aus den USA, in denen in den 1920er und
1930er Jahren das Modell der industriellen Massenproduktion am wei-
testen fortgeschritten war. Symptomatisch hierfür war das von Henry
Ford propagierte Prinzip der »hohen Löhne«, wonach der Produktion
von Massenkonsumgütern eine entsprechend kaufkräftige Nachfrage
gegenüberstehen muss. Ohne eine angemessene Lohnentwicklung ist
demnach keine wirtschaftliche Prosperität möglich. Das Credo von Ford
(1923: 145) lautete dementsprechend: »Hohe Löhne aller Orten sind
gleichbedeutend mit allgemeinem Wohlstand.«

Auch in Deutschland entwickelte sich seit Mitte der 1920er Jahre
unter starker Bezugnahme auf die amerikanischen Diskussionen eine
intensive Debatte über die »volkswirtschaftliche Funktion hoher Löh-
ne« – so der Titel einer 1927 im Verlag des Allgemeinen Deutschen
Gewerkschaftsbundes (ADGB) veröffentlichten Studie von Karl Mas-
sar. Beispielhaft werden in dieser Studie drei Argumentationsmuster
entwickelt, die in den lohnpolitischen Debatten bis heute immer wieder
aufgegriffen werden (Massar 1927): An erster Stelle steht das »konjunk-
turelle Kaufkraftargument«, wonach den Löhnen die Funktion zu-
kommt, dem im kapitalistischen Krisenzyklus periodisch zu beobach-
tenden Zurückbleiben der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage gegenü-
ber dem Angebot entgegenzuwirken und somit den Konjunkturzyklus
zu glätten. Als zweites wird das »strukturelle Kaufkraftargument« ent-
wickelt, wonach eine stetige Lohnentwicklung den ökonomischen Struk-
turwandel fördert und eine Produktions- und Dienstleistungsstruktur
begünstigt, die im Interesse der Verbesserung der Lebensverhältnisse
breiter Bevölkerungsschichten steht. Schließlich steht an dritter Stelle
das »Leistungsargument«, wonach hohe Löhne insgesamt dazu beitra-
gen, die Produktivität und Innovationsfähigkeit eines Unternehmens
zu erhöhen. Die Thesen von Massar haben insbesondere auf die deut-
schen Gewerkschaften einen starken Einfluss ausgeübt, die in den 1920er
Jahren vermehrt dazu übergegangen waren, ihre Lohnforderungen nicht
mehr nur verteilungspolitisch, sondern auch gesamtwirtschaftlich zu
begründen.

Neben den nachfrage- und innovationstheoretischen Argumenten
hat schließlich auch die keynesianische Theorie einen zentralen Beitrag
zur Begründung einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik
geleistet. Keynes (1936) selbst hat vor allem darauf hingewiesen, dass in
einer kapitalistischen Geldökonomie die Tarifvertragsparteien zwar die
Nominallöhne, nicht jedoch die Reallöhne festlegen können. Überstei-
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gen die Nominallohnsteigerungen ein bestimmtes Ausmaß, so werden
die Unternehmer stets versuchen, die gestiegenen Kosten auf die Preise
überzuwälzen, wodurch sich die Reallöhne deutlich geringer oder gar
nicht erhöhen bzw. möglicherweise sogar sinken. Für Keynes bildete
die Lohnentwicklung die entscheidende Variable für die Entwicklung
der Geldwertstabilität. Eine gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnpo-
litik hat demnach vor allem die Aufgabe, eine stabile Geldentwicklung
zu befördern und die Entstehung von Inflationen oder Deflationen zu
verhindern.

Varianten einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik

Zusammenfassend lassen sich drei Varianten einer gesamtwirtschaft-
lich orientierten Lohnpolitik unterscheiden. Bei der ersten Variante han-
delt es sich um die produktivitätsorientierte Lohnpolitik, bei der die
Reallöhne im gleichen Tempo wie die Produktivitätszuwächse steigen
sollen (Schulten 2004: 108ff.). Eine solche Lohnpolitik lässt sich so-
wohl nachfragetheoretisch als auch keynesianisch begründen. Einerseits
sorgt sie dafür, dass dem durch den Produktivitätszuwachs zusätzlich
entstandenen Warenangebot eine entsprechende Nachfrage gegenüber-
steht. Andererseits hält sie die realen Lohnstückkosten konstant, so-
dass für die Unternehmen auch kein Druck besteht, die Preise zu ver-
ändern. Die Umsetzung einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik
basiert auf einem bestimmten Verteilungskompromiss, wonach zwar
die Produktivitätszuwächse zu gleichen Anteilen zwischen Kapital und
Arbeit verteilt werden, gleichzeitig jedoch die einmal gegebene funkti-
onale Einkommensverteilung nicht mehr verändert wird.

Der Verzicht auf jegliche lohnpolitische Umverteilung im Konzept
der produktivitätsorientierten Lohnpolitik ist insbesondere von Seiten
der Gewerkschaften immer wieder kritisiert worden. Letztere befür-
worten deshalb eher eine expansive Lohnpolitik, die mit Lohnerhöhun-
gen oberhalb des Produktivitätszuwachses zu einer Einkommensum-
verteilung zugunsten der lohnabhängig Beschäftigten beiträgt. Eine ex-
pansive Lohnpolitik kann jedoch nicht nur verteilungspolitisch, son-
dern auch gesamtwirtschaftlich begründet werden. Der berühmteste
Versuch hierzu stammt von dem einstigen Direktor des Wirtschafts-
wissenschaftlichen Institutes WWI und späteren WSI Viktor Agartz:
»Die Lohnpolitik darf nicht allein dynamisch, sie muss auch expansiv
sein. Sie darf sich nicht damit begnügen, den Reallohn an die volkswirt-
schaftliche Entwicklung nachträglich heranzubringen. Sie muss versu-
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chen, die wirtschaftliche Expansion von sich aus zu forcieren, um durch
bewusste Kaufkraftsteigerung eine Ausweitung der Produktion heraus-
zufordern... Eine expansive Lohnpolitik ist zugleich das wirksamste Mit-
tel, die Betriebe laufend zu höherer Rationalität anzuhalten, die Pro-
duktivität zu steigern und damit die Lohnexpansion zu fundamentie-
ren.« (Agartz 1953: 246)

Aus keynesianischer Sicht ist eine expansive Lohnpolitik hingegen
eher problematisch, da Unternehmen alle über die Produktivitätszu-
wächse hinaus gehenden Lohnerhöhungen auf die Preise überwälzen
und sich so eine inflationäre Lohn-Preis-Spirale herausbildet. Die Ge-
werkschaften haben demnach »langfristig keine Macht, durch Lohn-
verhandlungen Reallohn- und Verteilungsänderungen zu bewirken«
(Heine/Herr 2000: 409). Postkeynesianer wie Joan Robinson oder Michal
Kalecki haben allerdings darauf hingewiesen, dass die Preissetzungspo-
litik der Unternehmen auch noch von einer Reihe anderer Faktoren
(vor allem der Konkurrenzintensität auf den Gütermärkten) abhängig
ist und nicht allein durch die Lohnpolitik bestimmt wird. Für Robin-
son (1962: 150f.) ist es deshalb »zwecklos zu argumentieren, dass die
Lohnerhöhung nur die Preise erhöht und den Arbeitern keinen Nutzen
bringt. Es ist eine Erfahrungssache, dass dies nicht der Fall ist. Es stimmt,
dass ein Großteil des Vorteils in Geldlöhnen durch die steigenden Prei-
se verloren geht, aber irgendein Rückstand bleibt doch übrig.« (ebd.:
150f.)

Eine dritte Variante einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohn-
politik bildet das Konzept der solidarischen Lohnpolitik, das Anfang
der 1950er Jahre von einer Gruppe von Ökonomen um Gösta Rehn
und Rudolf Meidner innerhalb des schwedischen Gewerkschaftsdach-
verbandes LO entwickelt worden ist (Meidner/Hedborg 1984, vgl. auch
Schulten 2004: 158ff.). Das Besondere dieses Ansatzes besteht in der
systematischen Verknüpfung von Lohnniveau- und Lohnstrukturpoli-
tik, die nicht nur den Verteilungskonflikt zwischen Kapital und Arbeit,
sondern auch die möglichen Verteilungskonflikte zwischen den verschie-
denen Arbeitnehmergruppen berücksichtigt. Durch überproportionale
Lohnerhöhungen für die unteren Einkommensgruppen – bei gleichzei-
tiger Lohnmäßigung der oberen Einkommensgruppen – soll eine mög-
lichst egalitäre Lohnstruktur hergestellt werden. Letztere entspricht
nicht nur gewerkschaftlichen Gerechtigkeitsvorstellungen, sondern leis-
tet auch gesamtwirtschaftlich einen bedeutsamen Beitrag zur Förde-
rung sowohl der privaten Nachfrage als auch der Geldwertstabilität,
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die nicht mehr durch ein gegenseitiges Hochschaukeln der Lohnforde-
rungen einzelner Beschäftigtengruppen und damit entstehender Lohn-
Lohn-Spiralen gefährdet wird.

Institutionelle Voraussetzungen

einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik

Eine gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnpolitik war historisch erst
zu dem Zeitpunkt überhaupt möglich, an dem Institutionen für eine
überbetriebliche Festlegung und eine gesamtwirtschaftliche Koordinie-
rung der Löhne geschaffen waren. Nachdem die ersten überbetriebli-
chen Tarifverträge für bestimmte Berufsgruppen und später für einzel-
ne Branchen abgeschlossen wurden, haben sich nach dem Zweiten Welt-
krieg in fast allen westeuropäischen Ländern branchenbezogene oder
sogar brachenübergreifende Flächentarifvertragssysteme herausgebil-
det, die bis in die Gegenwart hinein die dominierende Tarifvertrags-
form in Europa darstellen (Schulten 2005; Visser 2005). Darüber hinaus
werden überbetriebliche Lohnstandards in vielen Ländern auch durch
politische Regelungen wie z.B. die Allgemeinverbindlichkeit von Tarif-
verträgen oder die Festlegung gesetzlicher Mindestlöhne unterstützt
(Schulten u.a. 2006).

Der Flächentarifvertrag bildet für die Umsetzung einer gesamtwirt-
schaftlich orientierten Lohnpolitik eine wesentliche institutionelle Vo-
raussetzung, indem er die Löhne unabhängig von der ökonomischen
Lage des einzelnen Betriebes festlegt. Damit wird zunächst einer rein
einzelwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik einen Riegel vorgescho-
ben. Eine zweite institutionelle Vorausetzung besteht in der nationalen
Koordinierung der Lohnpolitik, die sicherstellt, dass über alle sektora-
len Interessen hinweg sich eine gesamtwirtschaftliche Orientierung
durchsetzt. In der Praxis haben sich recht unterschiedliche Formen ei-
ner nationalen Koordinierung herausgebildet (Traxler u.a. 2001: 144ff.).
Diese können in nationalen, brachenübergreifenden Tarifverhandlun-
gen, in einer Koordinierung durch die Tarifvertragsparteien oder – wie
in Deutschland – in der Lohnführerschaft einer bestimmten Branche
bestehen.

Um inhaltlich eine gesamtwirtschaftliche Orientierung der Lohnpo-
litik gegenüber den tendenziell entgegengesetzten Verteilungsinteres-
sen durchzusetzen, ist insbesondere in den 1960er und 1970er Jahren in
vielen Ländern der Versuch unternommen worden, den Tarifvertrags-
parteien nationale Normen und Leitlinien für die anstehenden Lohner-
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höhungen vorzugeben. Diese wurden entweder vom Staat oder von
anderen halbstaatlichen Institutionen (wie z.B. tripartistisch zusammen-
gesetzten Wirtschafts- und Sozialräten) formuliert und orientierten sich
in der Regel am Konzept einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik.
Allerdings wurde von den meisten europäischen Gewerkschaften eine
solche technokratische Steuerung der Lohnpolitik zurückgewiesen, da
sie in der Konsequenz den Verzicht auf Lohnpolitik zugunsten einer
vollständigen Indexierung der Löhne bedeutet hätte.

Für die Durchsetzung einer gesamtwirtschaftlichen Orientierung der
Lohnpolitik ist über die Tarifpolitik hinaus eine Einbindung der Ge-
werkschaften in die Gestaltung der gesamten Sozial- und Wirtschafts-
politik notwendig, die es ihnen ermöglicht, im Rahmen eines »politi-
schen Tausches« auf die maximale Durchsetzung ihrer lohnpolitischen
Umverteilungsinteressen zu verzichten und stattdessen die Umvertei-
lung auf anderem Wege (z.B. über Steuern) zu organisieren. In der Pra-
xis ist es in einigen europäischen Ländern immer wieder zur Herausbil-
dung umfangreicher korporatistischer Vereinbarungen zwischen Staat,
Gewerkschaften und Arbeitgebern gekommen, in denen die Lohnpoli-
tik jeweils in ein umfangreiches politisches Maßnahmenpaket eingebun-
den war. Auch in Deutschland hat es nach der konzertierten Aktion in
den 1960er Jahren Ende der 1990er Jahre mit dem »Bündnis für Ar-
beit« einen zweiten Versuch für eine korporatistische Steuerung gege-
ben (zu den Folgen für die Tarifpolitik vgl. Bispinck/Schulten 1999).

Da korporatistische Vereinbarungen immer auf einem bestimmten
Verteilungskompromiss beruhen, müssen sie entsprechend den verän-
derten Machtverhältnissen ständig neu austariert werden und laufen
andauernd Gefahr, von einer Seite aufgekündigt zu werden. Tatsächlich
ist der in der Nachkriegsperiode entstandene historische Klassenkom-
promiss seit den 1980er Jahren in den meisten europäischen Ländern
durch die Kapitalseite mehr oder weniger weitgehend gekündigt wor-
den. Dazu gehört auch die grundlegende Infragestellung der etablier-
ten Institutionen der Tarifpolitik und der inhaltlichen Prämissen einer
gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik.
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Aufstieg und Fall einer gesamtwirtschaftlich
orientierten Lohnpolitik in Deutschland

Langfristige Entwicklung der Nominal- und Reallöhne –

eine Verteilungsbilanz

In den unmittelbaren Nachkriegsjahren war zunächst nicht absehbar,
welche Bedeutung die Lohn- und Tarifpolitik in den kommenden Jahr-
zehnten für die Gewerkschaften und auch für die soziale Verfassung der
Bundesrepublik gewinnen sollte (Bispinck 1999). Nach der formalen Eta-
blierung des Tarifsystems auf der Basis des Tarifvertragsgesetzes von 1949
vergingen einige Jahre, bis sich eine Lohnpolitik mit regelmäßigen Tarif-
runden entwickelte, die flächendeckend die gesamte Wirtschaft erfasste.
»Die Tarifpolitik, die dann für die Sozialgeschichte der Bundesrepublik
folgenreich wurde, beginnt erst Mitte der fünfziger Jahre, als die kapita-
listische Restauration bereits vollzogen war und die Gewerkschaften sich
eingestanden, dass sie den Kampf um die Neuordnung von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft verloren hatten.« (Schauer 1999: 427)

Die Lohnentwicklung der 1950er Jahre vollzog sich vor dem Hin-
tergrund einer stürmischen wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung.
Hohe reale Wachstumsraten, rückläufige Arbeitslosenraten und nach-
haltig steigende Realeinkommen der Beschäftigten führten zu einer spür-
baren Verbesserung des Lebensstandards breiter Bevölkerungsschich-
ten. Die Verteilungsbilanz ist angesichts dieser sehr günstigen ökono-
mischen Rahmenbedingungen weitgehend positiv: Im Durchschnitt er-
höhten sich die Bruttolöhne und -gehälter jährlich um 7,8%; und auch
nach Abzug der Preissteigerung verblieb immer noch ein reales Plus
von jährlich 5,9%. Den Verteilungsspielraum von Preis- und Produkti-
vitätsanstieg konnte die Effektiveinkommensentwicklung in diesem
Zeitraum ausschöpfen. Allerdings war dies keineswegs nur ein Ergeb-
nis der Tariflohnpolitik. Die effektiven Einkommen stiegen durchweg
schneller als die Tarifeinkommen, sodass diese positive Lohndrift we-
sentlich zur Einkommensentwicklung beigetragen hat. Die Tarifpolitik
der Gewerkschaften konzentrierte sich überdies insbesondere in der
zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts neben der Lohnpolitik auch auf die
schrittweise Verkürzung der Arbeitszeit auf eine Fünf-Tage-Woche mit
40 Stunden.

In den 1960er Jahren setzte sich diese Entwicklung fort. Zwar hal-
bierten sich die realen Wachstumsraten, aber sie blieben mit durch-
schnittlich 4,4% immer noch sehr hoch. Auch die Arbeitsproduktivität
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stieg weiterhin kräftig an, und die ohnehin bereits niedrige Arbeitslo-
sigkeit ging bis zur Mitte des Jahrzehnts auf einen historischen Tiefst-
stand von 0,7% zurück. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich im
wirtschaftspolitischen Diskurs der Ansatz einer gesamtwirtschaftlich
orientierten Lohnpolitik entsprechend der so genannten »Meinhold-
Formel«, die eine doppelte Dynamisierung des Lohnanstiegs entspre-
chend dem Preis- und Produktivitätsanstieg vorsah, zur dominieren-
den lohnpolitischen Orientierungslinie. Die Nominal- und Realeinkom-
men stiegen bis zur ersten Nachkriegsrezession so stark, dass auch die
in den 1950er Jahren rückläufige Lohnquote um einige Prozentpunkte
anstieg. Erstmals in der Nachkriegszeit konnte die Verteilungsrelation
durch eine expansive Lohnpolitik zugunsten der Arbeitseinkommen
verändert werden. Die erste Nachkriegsrezession 1966/67 dämpfte diese
Entwicklung; und der Versuch, die Gewerkschaften in die »Konzer-
tierte Aktion« einzubinden, sollte lohnmäßigend wirken. Doch mit dem
Anspringen der Konjunktur und den steigenden Gewinnen fand die
defensive Lohnpolitik ein plötzliches Ende. Die spontanen Streiks 1969
und die nachfolgenden Lohnrunden konnten den positiven Trend der
Einkommensentwicklung noch einmal aufgreifen.

Spätestens mit dem Einbruch in der Wirtschaftskrise 1974/75 und
der anschließenden Phase der Stagflation fand der »kurze Traum der
immerwährenden Prosperität« (Lutz 1984) jedoch sein Ende. Vor dem
Hintergrund einer ansteigenden Massenarbeitslosigkeit gerieten die
Gewerkschaften in eine lohnpolitische Defensive, die im Wesentlichen
von Abwehrkämpfen bestimmt war. Die Wachstumsraten gingen kräf-
tig zurück, zugleich beschleunigte sich die Inflation mit der Folge, dass
auch die Realeinkommen der Beschäftigten deutlich schwächer anstie-
gen als in den ersten beiden Nachkriegsjahrzehnten und die Lohnquote
wieder sank.

In den 1980er Jahren vollzog sich dann endgültig die Trendwende:
Die Lohnentwicklung konnte den Verteilungsspielraum nicht mehr aus-
schöpfen, und auch die Bruttorealeinkommen stiegen nur noch mini-
mal um jährlich 0,8%. Angesichts der massiv steigenden Arbeitslosig-
keit setzte die gewerkschaftliche Tarifpolitik seit 1984 verstärkt auf
Beschäftigungssicherung und die Verkürzung der Arbeitszeit. Die
Durchsetzung der 35-Stunden-Woche bildete für lange Jahre ein tarif-
politisches Hauptziel der Gewerkschaften, das allerdings nur in weni-
gen Branchen vollständig durchgesetzt werden konnte. Die Lohnquote
sank in diesem Jahrzehnt um rund sechs Prozentpunkte.
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Die 1990er Jahre brachten erneut tief greifende Umbrüche für die
Lohn- und Tarifpolitik: Auf die deutsche Vereinigung und den damit
verbundenen konjunkturellen Sonderboom folgte die scharfe weltwei-
te Rezession 1992. Die Wachstumsdynamik in Deutschland ging in den
Folgejahren weiter zurück. Die reale Wachstumsrate des Bruttoinlands-
produkts (BIP) fiel von 1995 bis heute auf durchschnittlich 1,3% im
Jahr. Die deutsche Wirtschaft geriet stärker unter den Druck der fort-
schreitenden Internationalisierung von Produktion und Handel mit der
Folge, dass die erreichten Tarif- und Sozialstandards zunehmend infra-
ge gestellt wurden. Den Arbeitgebern gelang nach jahrelanger »Globa-
lisierungs- und Standortdebatte« die angestrebte tarifpolitische Wende.
Seit Mitte der 1990er Jahre zeigen alle lohnpolitischen Indikatoren nach
unten. Die Tarifabschlüsse lagen teilweise deutlich unter der Inflations-
rate, die Brutto- und Nettorealeinkommen gingen zurück, und auch
die gesamtwirtschaftliche Verteilungsposition der abhängig Beschäftig-
ten verschlechterte sich zusehends.

Lohnspreizung und Niedriglohnsektor

Entsprechend dem Ansatz einer solidarischen Lohnpolitik bestand ein
wichtiges gewerkschaftliches Ziel in der Beseitigung von Lohndiskri-
minierung, der Begrenzung von Niedrigeinkommen und der Verringe-

Tabelle 1: Verteilungsbilanz 1951-2005
Durchschnittliche jährliche Veränderung in %

Jahr1 Brutto- Lebens- Arbeitsproduktivität Verteilungsspielraum

inlands- haltungs-

produkt kosten  

real  je Erwerbs- je Erwerbs- je Erwerbs- je Erwerbs-

tätigen tätigen- tätigen tätigen-

stunde (Sp. 2+3) stunde

(Sp. 2+4)

1 2 3 4 5 6

1951/1960  8,3  1,9  5,8 –  7,7 –

1960/1969  4,4  2,2  4,1 –  6,9 –

1970/1980  2,9  5,0  2,6  3,8  7,5  8,7

1980/1991  2,6  2,9  1,4  2,4  4,1  5,2

1991/2001  1,7  2,4  1,5  2,1  4,0  4,6

1995/2005  1,3  1,5  1,0  1,7  2,5  3,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Bundesbank, eigene Berechnungen
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rung der allgemeinen Lohnspreizung. So konnten in den 1950er Jahren
die Leichtlohngruppen für Frauen abgeschafft und auch die untersten
Lohngruppen stärker angehoben oder ganz gestrichen werden. In vie-
len Branchen versuchten die Gewerkschaften bis in die 1990er Jahre
hinein, die relative Einkommensposition von Niedriglohnbeschäftig-
ten durch Festbetrags- und Sockelforderungen nachhaltig zu verbes-
sern und hatten dabei partiell auch Erfolg. Dementsprechend galt eine
im internationalen Vergleich relativ geringe Lohnspreizung lange Zeit
als ein Wesensmerkmal des deutschen Kapitalismus (Streeck 1999).

Spätestens seit Mitte der 1990er Jahre hat neben der schwachen Lohn-
entwicklung auch die Lohnspreizung zwischen den Beschäftigtengrup-
pen in Deutschland deutlich zugenommen (Eichhorst u.a. 2005). Diese
ist vor allem das Ergebnis eines wachsenden Niedriglohnsektors, der
dadurch zustande kommt, dass in vielen Bereichen keine angemessene
Mindestlohnsicherung mehr besteht (Bispinck/Schäfer 2006; Sterkel u.a.
2006). Dies gilt auch für tarifvertraglich geregelte Branchen, die in den
unteren Lohngruppen häufig ein Lohnniveau festgeschrieben haben, das
klar unterhalb der Armutsschwelle liegt.

Legt man den OECD-Standard zugrunde, wonach alle Einkommen
unterhalb von zwei Dritteln des nationalen Medianlohnes als Niedrig-
löhne gelten, dann arbeiteten in Deutschland im Jahr 2004 rund 6,9 Mio.

Bruttolöhne und Verteilungsbilanz Brutto- Netto- Lohn-

-gehälter realein- realein- quote

kommen kommen

je Arbeit- je Arbeit- je Arbeit- je Arbeit- je Arbeit- je Arbeit- bereinigt

nehmer nehmer- nehmer nehmer- nehmer nehmer

monatlich stunde monatlich stunde (Sp. 7-2)

(Sp. 7-5) (Sp. 8-6)

7 8 9 10 11 12 13

 7,8 -  0,1  5,9  5,4  72,4

 7,9 -  1,0  5,5  4,6  71,9

 7,8  9,1  0,3  0,3  2,9  1,9  74,8

 3,4  4,6 – 0,7 – 0,6  0,8  0,4  73,3

 2,6  3,4 – 1,3 – 1,2  0,6 – 0,2  70,7

 1,1  1,8 – 1,5 – 1,4 – 0,2 – 0,3  70,4
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Beschäftigte im Niedriglohnbereich (Kalina/Weinkopf 2006). Dies ent-
spricht rund 22% aller Beschäftigten. Neben 2,5 Mio. Beschäftigten in
so genannten Minijobs und 1,4 Mio. weiteren Teilzeitbeschäftigten ge-
hören auch etwa drei Mio. Vollzeitbeschäftigte zu dieser Gruppe. Der
Anteil der Niedriglohnbezieher liegt mittlerweile über dem Durchschnitt
der EU. Auch die Lohnspreizung im unteren Einkommensbereich hat
deutlich zugenommen. Nach Berechnungen der EU-Kommission sind
in Europa die Lohnunterschiede zwischen den untersten Zehntel (D1)
und dem mittleren Zehntel (D5) in Deutschland am stärksten ausge-
prägt und werden nur noch von Estland, Litauen, Polen und Slowenien
übertroffen (European Commission 2005).

Wandel des Tarifvertragsystems: Differenzierung und Dezentralisierung

Der Wandel in der lohnpolitischen Entwicklung wurde begleitet von
einem schleichenden Umbau des Tarifsystems selbst, das spätestens seit
Beginn der 1990er Jahre einer anhaltenden äußeren und inneren Erosi-
on unterliegt. Zunächst ist ein merklicher Rückgang der Tarifbindung
zu beobachten. In Westdeutschland sank der Anteil der von Branchen-
tarifverträgen erfassten Beschäftigten von 69% im Jahr 1996 auf 59%
im Jahr 2005, in Ostdeutschland ging dieser Anteil im gleichen Zeit-
raum von 56 auf 42% zurück. Durch Firmen- oder Haustarifverträge
werden noch einmal rund 8% der Beschäftigten im Westen und 11%
im Osten erfasst (Bispinck 2006). Anders ausgedrückt: Weniger als die
Hälfte der westdeutschen Betriebe und nur noch ein knappes Viertel
der ostdeutschen Betriebe unterliegt direkt einem Tarifvertrag.

Die »weißen Flecken« auf der Tariflandkarte sind insgesamt größer
geworden. Hinzu kommt, dass es den Gewerkschaften in einer wach-
senden Zahl von Branchen nur sehr verzögert oder gar nicht mehr ge-
lingt, auslaufende Tarifverträge zu erneuern. Die »tariflosen Zustände«
finden sich vor allem in Ost-, aber zunehmend auch in Westdeutsch-
land, vor allem in organisationsschwachen Handwerks- und Dienst-
leistungsbereichen, aber auch im produzierenden Gewerbe (Bispinck
2006).

Zur äußeren kommt die innere Erosion des Tarifsystems, denn parallel
zur abnehmenden formalen Tarifbindung hat sich auch die inhaltliche
Verbindlichkeit der vereinbarten Tarifnormen abgeschwächt. In den
vergangenen 20 Jahren sind mehrere Wellen der Flexibilisierung und
Differenzierung des tariflichen Regelungsbestandes über die Tarifland-
schaft gerollt, die zu einer weit reichenden Verlagerung der Gestaltungs-
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kompetenz auf die betriebliche Ebene geführt haben. Die Verbetriebli-
chung der Tarifpolitik vollzog sich im Großen und Ganzen in vier Etap-
pen (Bispinck 2004): Mit der Durchsetzung der Verkürzung der tarifli-
chen Wochenarbeitszeit begann die erste Phase, die zu einer schrittwei-
sen Flexibilisierung der Arbeitszeitbestimmungen führte. Die zweite
Etappe der Öffnung der Tarifverträge bezog sich auf die Einkommen
und begann in den neuen Ländern. Die Anpassungskrise in Ostdeutsch-
land und die scharfe Rezession in Westdeutschland haben in der ersten
Hälfte der 1990er Jahre die tariflichen Löhne und Gehälter zum Ge-
genstand von Kürzungs- und Flexibilisierungsregelungen gemacht. Die
dritte Etappe bezieht sich auf die ertragsabhängige Entgeltgestaltung.
Seit einigen Jahren dringen in Firmentarifverträgen, aber auch in Bran-
chentarifverträgen, Regelungen vor, die Teile des Entgelts unmittelbar
von der Ertragslage des Unternehmens abhängig machen. Maßgeblich
ist die Entwicklung von betriebswirtschaftlichen Kennziffern, auf die
sich die Betriebsparteien verständigen müssen.

Seit einigen Jahren ist schließlich eine vierte Etappe zu beobachten,
die durch Öffnungsklauseln charakterisiert wird, die explizit zur Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen dienen. Typisch
dafür ist der »Pforzheimer Tarifabschluss« in der Metall- und Elektro-
industrie aus dem Jahr 2004, der für »den Erhalt und die Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit, der Innovationsfähigkeit und der Investiti-
onsbedingungen« unter bestimmten Bedingungen Abweichungen von
den Tarifstandards erlaubt.

Insgesamt wird das gesamte Spektrum der tariflichen Öffnungs- und
Differenzierungsklauseln in der Praxis reichlich genutzt. Nach den Er-
gebnissen der WSI-Betriebsrätebefragung (2005) machten drei Viertel
der tarifgebundenen Betriebe davon Gebrauch. Besonders stark wird
das tarifliche Flexi-Potenzial bei der Arbeitszeitgestaltung genutzt, aber
auch die verschiedenen lohn- und gehaltsbezogenen Öffnungs- und
Differenzierungsklauseln werden vermehrt angewendet (Bispinck 2006).

Funktionswandel der Lohnpolitik

Zusammengefasst zeigt die Nachkriegsentwicklung in den ersten zwei-
einhalb Jahrzehnten eine Phase starker Nominal- und Reallohnsteige-
rung. Es gelingt darüber hinaus auch – von konjunkturell bedingten
Schwankungen abgesehen –, den kostenneutralen Verteilungsspielraum
auszuschöpfen und vorübergehend eine Umverteilung zugunsten der
Arbeitseinkommen durchzusetzen. Vor diesem Hintergrund kann von
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einer relativ erfolgreichen Umsetzung einer gesamtwirtschaftlich ori-
entierten Lohnpolitik gesprochen werden. Seit Mitte der siebziger Jah-
re kommt die Lohnpolitik jedoch immer stärker unter Druck. Die ab-
nehmende Wachstumsdynamik und die von einem Konjunkturzyklus
zum nächsten steigende Massenarbeitslosigkeit schnüren die Lohnpo-
litik immer stärker ein. Die Lohnentwicklung wird, je stärker sich die
Hegemonie neoklassischer Denkmuster und neoliberaler Politikansät-
ze entfaltet, auf ihre Kostenfunktion reduziert und in das Konzept ei-
ner wettbewerbsorientierten Lohnpolitik eingebunden. Der inhaltliche
Kern dieses Wandels besteht also in einem grundlegenden Paradigmen-
wechsel von einer wettbewerbsbegrenzenden hin zu einer wettbe-
werbsorientierten Tarifpolitik. Tarifpolitische Standards werden dem-
nach immer weniger als konstante, für alle Unternehmen gleichermaßen
verbindliche Größen angesehen, sondern gelten als variable betriebs-
wirtschaftliche Parameter zur permanenten Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit. Hierzu passt der Wandel des deutschen Flächentarif-
vertragsystems hin zu einer weit reichenden Dezentralisierung und
Differenzierung der Tarifpolitik.

In der Konsequenz ist das Konzept einer gesamtwirtschaftlich ori-
entierten Lohnpolitik in eine tiefe Krise geraten, da wichtige soziale
und ökonomische Steuerungsfunktionen immer mehr verloren gehen.
Hierzu gehört zum einen die ordnungspolitische Kartellfunktion, deren
Aufgabe gerade darin besteht, bestimmte arbeitspolitische Mindeststan-
dards dem Wettbewerb zu entziehen und damit ein Wirtschaftsmodell
zu fördern, das primär nicht auf Kosten-, sondern auf Innovationswett-
bewerb ausgerichtet ist. Zum anderen verliert die Lohnpolitik ihre mak-
roökonomische Steuerungsfunktion, die wesentlich in der Entwicklung
von privater Nachfrage und der Herstellung von Preisstabilität liegt.
Aus gewerkschaftlicher Sicht besonders schwer wiegt schließlich der
zunehmende Verlust der verteilungspolitischen Steuerungsfunktion,
wonach die vorhandenen Verteilungsspielräume kaum noch ausge-
schöpft werden und der Anteil der Arbeitnehmereinkommen am ge-
samten Volkseinkommen in Schwächephasen drastisch sinkt. Ähnliches
gilt auch für den Verlust einer solidarischen Lohnpolitik, in dessen Fol-
ge die Unterschiede in den Lohnniveaus zwischen den einzelnen Be-
schäftigtengruppen wieder deutlich zunehmen und für eine wachsende
Anzahl von Beschäftigten nicht einmal mehr eine angemessene Min-
destlohnsicherung gewährleistet werden kann. Mit der Ausdehnung des
Niedriglohnsektors werden zudem die makroökonomisch dysfunktio-
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nalen Auswirkungen einer restriktiven Lohnpolitik im Hinblick auf die
Binnenkonjunktur und die Preisstabilität weiter verstärkt.

Rekonstruktion der gesamtwirtschaftlich orientierter Lohnpolitik

Der Verlust einer gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik hat ei-
nen bedeutenden Beitrag zur anhaltenden ökonomischen Stagnation in
Deutschland geleistet und darüber hinaus auch die Lohnpolitik in den
anderen europäischen Ländern unter Druck gesetzt. Um diesem Trend
entgegenzuwirken, muss nach Ansätzen für eine Rekonstruktion einer
gesamtwirtschaftlich orientierten Lohnpolitik in Deutschland und Eu-
ropa gefragt werden. Insgesamt lassen sich hierzu mindestens vier Punkte
formulieren:

Erstens: Eine zentrale Voraussetzung für eine lohnpolitische Trend-
wende besteht zunächst in der Durchsetzung eines öffentlichen Dis-
kurses, der wieder die makroökonomische Bedeutung der Lohnpolitik
in den Mittelpunkt rückt und die vielfältigen ökonomischen, sozialen
und politischen Funktionen des deutschen Flächentarifsystems ins öf-
fentliche Bewusstsein ruft. Erst dann haben auch die Gewerkschaften
wieder eine ernsthafte Chance, die zunehmende Einbindung der Tarif-
politik in das Wettbewerbsparadigma zu durchbrechen und eine Alter-
native zur »Verbetriebswirtschaftlichung« der Lohnpolitik durchzuset-
zen. Zwar ist die gesamtwirtschaftliche Begründung der Lohnforde-
rungen zumindest in den großen Branchen, namentlich der Metall- und
Elektroindustrie, auch heute noch ein wichtiger Bestandteil der gewerk-
schaftlichen Begründung. Die Tarifabschlüsse werden jedoch zuneh-
mend durch die ökonomische Situation der jeweiligen Tarifbranche und
deren Differenzierung auf Unternehmensebene geprägt. Das »Geleit-
zugprinzip«, wonach der Abschluss der Tarifführer als Orientierungs-
marke auch für die anderen Branchen dient, hat nur noch sehr begrenz-
te Wirkung. Notwendig ist also eine Wiederbelebung der makroöko-
nomischen Bedeutung der Lohn- und Verteilungspolitik, die in den ver-
gangenen Jahren immer stärker verloren gegangen ist. Eine Lohnpolitik
hingegen, die dem neoliberalen Mainstream folgend das Ziel des Infla-
tionsausgleichs aufgibt, systematisch unterhalb des gesamtwirtschaftli-
chen Produktivitätspfades bleibt und durch Öffnungsklauseln auch noch
dem letzten Grenzbetrieb das Überleben sichert, ist nicht nur ökono-
misch hochproblematisch, sondern gibt auch zentrale Ziele einer soli-
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darischen Tarifpolitik auf. In diesem Sinne bedürfte es einer Repoliti-
sierung der Tarifpolitik seitens der Gewerkschaften.

Zweitens: Realistischerweise ist aber nicht davon auszugehen, dass
der Prozess der Dezentralisierung und Verbetrieblichung der vergan-
genen Jahre grundsätzlich umkehrbar ist. Dies bedeutet, dass das Ver-
hältnis von Tarif- und Betriebspolitik neu justiert werden muss. Die
Verlagerung der Tarifpolitik auf die betriebliche Ebene erhöht die An-
forderungen an die gewerkschaftliche Betriebspolitik. Insbesondere in
der IG Metall werden Konzepte diskutiert und auch in ersten Schritten
umgesetzt, die eine Verteidigung und Restabilisierung des Flächenta-
rifvertrages vom Betrieb her angehen. Voraussetzung dafür ist allerdings
ein Mindestmaß an gewerkschaftlicher Präsenz und Vertretungsstruk-
turen im Betrieb, die eine aktive betriebsbezogene Tarifpolitik neuen
Typs realistisch erscheinen lassen. Die mehrheitliche Skepsis und Ab-
lehnung gegenüber der »kontrollierten Öffnung« der Tarifverträge durch
die Betriebsräte zeigt, dass sie sich der veränderten Aufgabenstellung
(noch) nicht hinreichend gewachsen fühlen.

Drittens: Die Stabilität und Funktionsfähigkeit des Tarifsystems hängt
nicht allein von gewerkschaftlicher Organisationsmacht und Handlungs-
fähigkeit auf betrieblicher und Branchenebene ab. Darüber hinaus ver-
fügt auch der Staat über substanzielle Möglichkeiten, das Tarifsystem
zu stabilisieren und dadurch seine ökonomischen und sozialen Steue-
rungsfunktionen zu stärken. Diese müssen heute mehr denn je aktiv
eingefordert werden. Dies heißt zunächst, auf alle gesetzlichen Eingrif-
fe in die Tarifautonomie etwa durch die Neudefinition des Günstig-
keitsprinzips, gesetzliche Öffnungsklauseln und Ähnliches zu verzich-
ten. Eine positive Stützung kann in einer Erleichterung der Allgemein-
verbindlicherklärung von Tarifverträgen und in der Ausweitung des
Entsendegesetzes bestehen, um den verbreiteten Tendenzen von Lohn-
und Sozialdumping besser begegnen zu können. Angesichts der bereits
reduzierten Regulierungskraft der Flächentarife bedarf es aber nicht nur
einer rechtlich-institutionellen Stabilisierung des Tarifsystems, sondern
auch der verbindlichen gesetzlichen Definition sozial akzeptabler Min-
deststandards für Arbeits- und Einkommensbedingungen. Während dies
bei Arbeitszeiten, Urlaub, Kündigungsschutz usw. bereits seit langem
der Fall ist, fehlen solche Vorgaben auf der Einkommensseite. Die viel-
fältigen positiven Erfahrungen im europäischen Ausland sprechen ein-
deutig dafür, auch in Deutschland einen branchenübergreifenden ein-
heitlichen gesetzlichen Mindestlohn einzuführen (Schulten u.a. 2006).
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Viertens: Schließlich stößt eine allein auf den nationalen Rahmen be-
zogene Tarifpolitik seit langem erkennbar an ihre Grenzen. Regelmä-
ßig werden die Gewerkschaften in den Tarifrunden mit den vermeint-
lich positiven Effekten einer wettbewerbsorientierten Lohnpolitik kon-
frontiert. Tarifabschlüsse oder allgemeine Tarif- und Sozialstandards in
konkurrierenden Branchen anderer Länder sind inzwischen Bench-
marks, die in der Standortkonkurrenz eine zentrale Rolle spielen. Je
mehr der Druck auf die nationalen Arbeits- und Einkommensstandards
zunimmt und weitere wettbewerbsorientierte Anpassungen auf tarifli-
cher und betrieblicher Ebene zur Folge hat, umso eher sind negative
Rückwirkungen auf europäischer Ebene zu erwarten. Ein wichtiger
Ansatz, um einem europaweitem Lohn- und Tarifdumping entgegen-
zuwirken, besteht in der verstärkten europäischen Koordinierung der
Tarifpolitik, die in der Praxis allerdings bislang auf vielfältige Schwie-
rigkeiten stößt (Schulten 2004). Darüber hinaus sind auf europäischer
Ebene politische Initiativen notwendig, die europaweite Mindeststan-
dards – z.B. in Form einer europäischen Mindestlohnpolitik (WSI/Denk-
netz/IRES 2005) – absichern. Angesichts des ökonomischen und poli-
tischen Integrationsgrades in Europa kann eine Rekonstruktion eine
gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnpolitik letztlich nur auf europäi-
scher Ebene stattfinden.
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Zwischen Defensive und Revitalisierung
Über die Bedingungen gewerkschaftlicher Solidarität im Gegenwartskapitalismus

von Hans-Jürgen Urban

Mitunter findet selbst in einer Gesellschaft, in der Merkelsches 
»Weiter so« als höchste Form staatspolitischer Kunst goutiert 
wird, Veränderung statt. Und erstaunlicherweise geschieht dies 
trotz jenes »befremdlichen Überlebens des Neoliberalismus« 
(Colin Crouch), der bis heute eine breite gesellschaftliche Kri-
tik des Finanzmarktkapitalismus verhindert. Die Veränderung, 
von der ich spreche, markiert einen Einstellungswandel. Und 
der betrifft die Gewerkschaften. 

Drei Jahrzehnte war gegenüber den Gewerkschaften eine At-
titüde des Abwinkens vorherrschend. Sie galten als Dinosaurier 
des Industriezeitalters. Ganze Bibliotheken schienen mit schein-

Hans-Jürgen Urban ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Me-
tall. Letzte Buchveröffentlichung: »Der Tiger und seine Dompteure. Wohl-
fahrtsstaat und Gewerkschaften im Gegenwartskapitalismus«, VSA: Verlag 
Hamburg 2013. Bei diesem Beitrag handelt es sich um die bearbeitete Rede 
auf der Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung »Gemeinsam Strategien 
entwickeln. Konflikte führen. Beteiligung organisieren. Erneuerung durch 
Streik II« vom 2.-4.10.2014 in Hannover. 

bar wissenschaftlicher Evidenz zu belegen, weshalb sie zwar 
gute Dienste im Industriekapitalismus des 19. Jahrhunderts ge-
tan hatten, in der modernen Informations-, Dienstleistungs-, 
Erlebnis- oder Risikogesellschaft – mit welcher Begrifflichkeit 
die zumeist euphemistischen Gesellschaftsdeutungen auch im-
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mer daherkamen – aber interessens-
politisch arbeitslos geworden seinen. 
Ralf Dahrendorfs Proklamation des 
Endes des sozialdemokratische Zeit-

alters musste sie in besonderem Maße treffen: Vertreter sozial 
absteigender Arbeitergruppen. 

Seit ein paar Jahren registrieren wir allerdings auch gegentei-
lige Zeitdiagnosen. In Leitmedien finden sich Kommentare mit 
dem Tenor »Comeback der Gewerkschaften«. Und von Teilen 
der politischen Klasse, der Medien und weiten Teilen der Bevöl-
kerung wird den Interessenorganisationen der abhängigen Ar-
beit als Schlüsselakteuren eines Krisenkorporatismus anerken-
nend zugutegehalten, die einschneidenste Krise seit der Großen 
Depression der 1930er Jahre gemeistert zu haben. Wichtiger als 
das: In einer Zeit, in der Parteien, die es nie zu einer den Ge-
werkschaften vergleichbaren Organisationsmacht gebracht ha-
ben, arbeiten Gewerkschaften mit mitgliederorientierten Orga-
nizing-Strategien durchaus mit Erfolg am »turn around«.  

In dieser Konstellation lohnt ein Blick hinter die Kulissen. 
Zumal die hier geschilderte Ambivalenz sich auch im Alltags-
bewusstsein aktiver Gewerkschafter_innen reproduziert: We-
der empfinden wir uns als anachronistische Überbleibsel einer 
Epoche, über die die Geschichte hinweggezogen ist; noch haben 
wir den Eindruck, in einer Offensivsituation mit dem Rücken-
wind der Geschichte zu agieren. Ich möchte meine Ausführung 
nicht mit dem Anspruch einer umfassenden Welterklärung vor-
tragen, sondern als Impuls für eine dringend gebotenen Debatte 
über die Perspektiven gewerkschaftlicher Interessenpolitik und 
Kämpfe verstanden wissen. Dabei möchte ich in drei Schritten 
vorgehen: beginnend mit der Skizzierung gesellschaftlicher Rah-
menbedingungen, in denen Gewerkschaften heute zu agieren 

haben, um im zweiten Schritt zu fragen, woraus sie ihre Kraft 
schöpfen. Daraus will ich im dritten Schritt Antworten auf die 
Frage vorschlagen, was getan werden wollte. Dies soll in sechs 
Thesen geschehen. 

Gewerkschaften in der Krise des »demokratischen 
Kapitalismus«

Die Politik der deutschen Gewerkschaften lässt sich weder al-
lein nationalstaatlich noch global verorten; Gewerkschaften 
hierzulande müssen vor allem den europäischen Raum im Blick 
haben. Was dort als erstes auffällt, sind die massiven Unter-
schiede in der Entwicklung der Gewerkschaften. Gegenwärtig 
gelten die DGB-Gewerkschaften als Bastionen der Stabilität: fi-
nanziell und organisationspolitisch konsolidiert. Im Kontrast 
dazu ist die Situation vor allem im Süden Europas durch Mo-
bilisierung und Widerständigkeit charakterisiert. Die Statisti-
ken der streikbedingten Ausfalltage zeichnen ein eindeutiges 
Bild: in Frankreich und Belgien, in Dänemark und Finnland, 
aber vor allem in Portugal, Spanien, Italien und Griechenland 
gehören Arbeitsniederlegungen zum Gewerkschaftsalltag – in 
Betrieben, mit Manifestationen auf den Marktplätzen, bis hin 
zu politischen Generalstreiks. Deutschland erscheint demge-
genüber als ein Land, in dem gewerkschaftspolitische Wind-
stille herrscht. 

Doch diese Wahrnehmung ist trügerisch, einer eher ober-
flächlichen Betrachtung geschuldet. Gegenwehr gegen kapitalis-
tische Verwertungsinteressen drückt sich nicht nur in Streikaus-
falltagen aus. Gewerkschaftsarbeit ist tagtägliche Kärrnerarbeit 
im Betrieb, in kleinen, aufreibenden Widerstandsaktionen – bis 
hin zu Warnstreiks, die in den Streikstatistiken nicht aufgeführt, 
aber nicht minder bedeutend sind. Aus gutem Grunde widmet 
sich ein äußerst innovativer Strang der aktuellen Gewerkschafts-
forschung auch den »informellen Arbeitskonflikten«, den For-
men von »Labour unrest« (Beverly Silver), die sich unterhalb 
von offiziellen Streiks abspielen. Diese sind mit Blick auf ihre 
potenzielle, analytische und gewerkschaftspolitische Bedeutung 
in der deutschen Debatte erst noch zu entdecken.

Dass auch diese weniger spektakuläre Gegenwehr zugenom-
men hat, hat zum Hintergrund, dass der europäische Finanz-
marktkapitalismus in einer tiefen Krise steckt. Wir befinden uns 
in einer Situation, in der die nach wie vor herrschenden neolibe-
ralen Kräfte daran arbeiten, die exorbitanten Kosten der Krise 
auf die abhängig Beschäftigten abzuwälzen. Das, und nichts an-
deres, ist der Kern dessen, was gegenwärtig in Europa abläuft. 

Dabei können wir drei Wege beobachten, auf denen das ver-
sucht wird:

Der erste Weg besteht in dem Versuch, die Zwänge der Fi-
nanzmarktkrise zu übersetzen in Zwänge der radikalen Zurück-
führung sozialstaatlicher Leistungen und der Demontage so-
zialstaatlicher Institutionen – überall in Europa. Fiskalische 
Austerität folgt einer politischen Strategie, die Gunst der Stunde 
zu nutzen, um auch das noch vom Sozialstaat abzuräumen, was 
die letzten drei Jahrzehnten neoliberaler Vorherrschaft über-
dauert hat.  

Der zweite Weg führt zur fortschreitenden Deregulierung 
nicht nur der Arbeitsmärkte, sondern auch der Kapital-Arbeit- 
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Beziehung. In jenen Ländern, die dem Diktat der Troika direkt 
oder – wie im Fall Spaniens – mittelbar unterworfen sind, wer-
den mit der harten Hand autoritärer Repression Maßnahmen 
eingefordert, die individuelle Arbeitnehmerschutzrechte wie den 
Kündigungsschutz demontieren, aber vor allem die Verhand-
lungsposition der Gewerkschaften schleifen, indem kollektive 
Regelungen – vom Tarifvertrag bis zur betrieblichen Mitbestim-
mung – für nachrangig gegenüber betrieblichen Verhandlungs-
lösungen erklärt oder faktisch direkt demontiert werden. 

Der dritte Weg führt immer tiefer in das, was Wolfgang 
Streeck als die »Krise des demokratischen Kapitalismus« be-
zeichnet. Das geht über Einzelmaßnahmen weit hinaus. Die 
anti-demokratische, autoritäre Strategie des europäischen Fis-
kalregimes zielt darauf, die neoliberale Deregulierungs-, Sozi-
alabbau- und Austeritätspolitik zu institutionalisieren und da-
mit gleichsam auf Ewigkeit zu stellen. Dadurch sollen Wahlen 
ihres »demokratischen Risikopotenzials« beraubt werden. Ein-
gezwängt in die Regeln des Fiskal- und Wettbewerbspakts ist es 
dann nahezu egal, ob auf der nationalen politischen Bühne kon-
servativ, liberal oder sozialistisch gewählt wird. Die Politik hat 
den Regeln des institutionellen Regimes zu folgen, gleichgültig, 
welche Parteien die Regierung stellen.

Wer Anschauungsmaterial darüber haben will, schaue nach 
Griechenland. Dort wurde auf Druck der Troika im Zusammen-
spiel mit anderen Institutionen der EU eine Regierung gestürzt, 
deren »Verfehlung« es war, die eigene Bevölkerung über jene 
Politik abstimmen lassen zu wollen, für die sie – wie Jürgen Ha-
bermas es einmal ausgedrückt hat – mit der harten Währung 
ihrer sozialen Existenz bezahlen sollte. Dieser demokratiepoli-
tische Skandal hat weder in Europa, noch in Deutschland und 
auch nicht bei den deutschen Gewerkschaften jene Proteste mo-
bilisiert, die als Antwort auf den Anschlag auf die formale De-
mokratie zwingend erforderlich gewesen wären. 

Meine These ist: Es ist nicht zuletzt die europäische Sozi-
aldemokratie, die unter den Zwängen des autoritären Auste-
ritätsregimes zu leiden haben wird. Konservativen und wirt-
schaftsliberalen Kräften mag es in die Hände spielen. Aber linke 
Politikkonzepte werden systematisch blockiert und diskredi-
tiert. Und das gilt nicht nur für kapitalismuskritische Strate-
gien mit transformatorischen Zielsetzungen. Das europäische 
Fiskalregime läuft jeglichen Vorstellungen sozialer Reformen, 
auch denen im gemäßigten sozialdemokratischen Sinne, zuwi-
der. Da die europäische Sozialdemokratie unter einem Kapi-
talismus ohne Demokratie letztlich am meisten Schaden neh-
men wird, könnte sich ihre Mitwirkung an diesem Regime und 
der Verzicht auf Widerstand gegen seine Implementierung sehr 
schnell als historisches Versagen und eine fatale Form der poli-
tischen Selbstentmachtung herausstellen.

Dies ist nicht leichtfertig dahergesagt. Ich weiß aus eigener 
Erfahrung, welch außerordentlich schwieriges Unterfangen es 
ist, Solidarität zwischen Konzernstandorten und Belegschaften 
über die nationalstaatlichen Grenzen hinweg und in einer Zeit 
harter ökonomischer Konkurrenz herzustellen. Doch auch die 
deutschen Gewerkschaften müssen aufpassen, dass ihnen dem-
nächst nicht historisches Versagen vorgeworfen wird. Wenn in 
den Ländern Südeuropas und andernorts die Menschen gegen 
die Ausplünderung ihrer Gemeinwesen aufstehen, haben sie 

weit mehr an solidarischer Unterstüt-
zung aus den Kernstaaten der euro-
päischen Union verdient, als sie bis-
her erfahren haben. Das ist sehr wohl 
als Aufforderung an uns, die Gewerkschaften in Deutschland, 
zu verstehen. 

Gewerkschaftliche Machtressourcen

Dass offensive Gegenwehr schwerfällt, hat strukturelle Ursa-
chen. Auch fortschrittliche WissenschaftlerInnen arbeiten wie-
der daran, die Ursachen zu erforschen. Ich verweise hier vor 
allem auf Forschungsergebnisse einer Gruppe von Wissen-
schaftlerInnen an der Universität in Jena unter Federführung 
von Klaus Dörre. Demnach haben wir vier Quellen gewerk-
schaftlicher Macht zu unterscheiden, die Auskunft darüber ge-
ben können, wie es um die strategischen Ressourcen, um defen-
sive Konstellationen oder offensive Handlungsmöglichkeiten 
bestellt ist.

Die erste Quelle ist die so genannte strukturelle Macht. Ge-
werkschaften sind umso stärker, je breiter sie in jenen Be-
legschaftsteilen verankert sind, die betriebliche Schlüsselpo-
sitionen besetzen, als Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt stark 
nachgefragt sind und insofern über eine gewisse Produktions- 
und Marktmacht verfügen. Gewerkschaften, die von diesen Be-
schäftigtengruppen kein interessenspolitisches Mandat haben, 
fehlt eine entscheidende Machtressource. 

Die zweite Quelle ist Organisationsmacht. Gewerkschaften 
sind in dem Maße stark, wie sie Mitglieder gewinnen. Dabei 
handelt es sich um eine fortwährende, sich aber immer wieder 
verändernde Aufgabe im Prozess ökonomischen und sozialen 
Strukturwandels. Einer der Kernpunkte ist dabei, wie man in 
neuen Sektoren neu entstehende Lohnabhängigengruppen an 
gewerkschaftliche Kämpfe heranführt. 

Drittens schöpfen Gewerkschaften Macht aus der instituti-
onellen Verankerung von Rechten und Einflusskanälen: von 
Tarifverträgen über Arbeitsschutzgesetzte, Betriebsverfas-
sungs- und Personalvertretungsgesetz bis hin zu den Gremien 
der Sozialversicherung. Dabei handelt es sich meist um Regeln, 
die Mindestansprüche garantieren, die auch in Krisenphasen 
nicht von heute auf morgen obsolet werden. In einigen Ländern 
schöpften Gewerkschaften auch Organisationsmacht daraus, 
dass sie die Arbeitslosenversicherung verwalteten – ein Dorn 
im Auge neoliberaler Regierungen. In Deutschland ist institu-
tionelle Macht mit dem Institut des Flächentarifvertrages in be-
sonderer Weise verbunden, weshalb es eine zentrale Herausfor-
derung ist, wenn dieses System nun gleichzeitig von nationalen 
Arbeitgeberverbänden und europäischem Wettbewerbsregime 
in die Zange genommen wird. 

Die vierte Quelle kann man als kommunikative Macht be-
zeichnen. Da geht es um die Frage, ob Gewerkschaften in der 
Lage sind, in den hegemonialen Diskussionen die Positionen der 
abhängig Beschäftigten unterzubringen oder ob die Themen des 
Wirtschaftsliberalismus, der Standortkonkurrenz, der Aktien- 
und Finanzmärkte die beherrschenden sind. 

Durchsetzungsfähige Gewerkschaftspolitik speist sich aus 
diesen Machtressourcen – nicht aus einer Quelle allein, son-
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dern durchaus den inneren Zusam-
menhängen folgend. Defensive und 
Offensive gewerkschaftlicher Politik 
sind kein voluntaristisches Unterfan-

gen, sondern abhängig davon, über welche Ressourcen verfügt 
werden kann und welche Machtpotenziale damit in die betrieb-
lichen und politischen Auseinandersetzungen eingebracht wer-
den können. Wichtig: Dabei besteht die Möglichkeit der stra-
tegischen Wahl (strategic choice). Selbst unter den restriktiven 
Handlungsbedingungen einer tiefen ökonomischen Krise und 
eines autoritären Staatsumbaus, so legt es diese Theorie ge-
werkschaftlicher Macht nahe, können Revitalisierungsstrate-
gien erfolgreich sein. Vorausgesetzt, die Gewerkschaften erwei-
sen sich als strategiefähig, will sagen: sie ziehen die richtigen 
strategischen Schlussfolgerungen aus einer problemgerechten 
Analyse.

Orientierungspunkte gewerkschaftlicher 
Revitalisierung – sechs Thesen

In welche Richtung die notwendige Debatte gehen könnte, soll 
in sechs Thesen umrissen werden. 

Erste These: Gewerkschaftliche Macht kann längerfristig nur 
auf der Basis gewerkschaftlicher Klassenpolitik auf- und aus-
gebaut werden. Klientelpolitik für die eine oder andere Teil-
gruppe führt in die Irre.
Das ist selbstredend begründungspflichtig. Ich verweise dazu auf 
ein Buch von Frank Deppe mit dem Titel »Einheit und Spaltung 
der Arbeiterklasse. Überlegungen zur politischen Geschichte der 
Arbeiterbewegung«. Frank Deppe war einer meiner wichtigs-
ten akademischen Lehrer und dieses Buch hat mich stark be-
einflusst. Die zentrale These lautet: Der Zustand der Einheit der 
Klasse und der Gewerkschaftsbewegung ist eine historische Aus-
nahme; Normalität ist hingegen der Zustand der Spaltung.

Diese Umkehrung einer durchaus gängigen Sichtweise ist im 
Grunde leicht nachvollziehbar. Der permanente Wandel der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse, der fortwährende wirtschaftliche 
und soziale Strukturwandel mit Beschäftigtengruppen, die un-
ter Druck stehen, und solchen, die in Wachstumssektoren ex-
pandieren, ist Kennzeichen eines Kapitalismus, der nach Marx 
im Unterschied zu untergegangenen Gesellschaftsformationen 
ein höchst lebendiger, wandlungsfähiger Organismus ist. Das 
heißt: Die soziale und politische Einheit abhängig Beschäftigter 
ist keine Gratisbeigabe des Kapitalismus, sondern muss durch 
gewerkschaftliches und politisches Handeln erst hergestellt wer-
den. Politisches Klassenhandeln ist Resultat politischer Erfah-
rungen, Debatten und Kämpfe. Klassenhandeln zu organisieren 
bedeutet, von der spezifischen Situation der jeweiligen Beschäf-
tigtengruppe auszugehen, ohne sie alleine zur Leitlinie der Po-
litik zu erheben. 

Das gilt auch für Stammbelegschaften in den noch relativ 
prosperierenden Bereichen der deutschen Exportindustrie. 
Gewerkschaftliche Verankerung in diesen Bereichen ist unver-
zichtbar. Die IG Metall gewinnt ihre Kraft nicht zuletzt aus der 
Organisierung der Beschäftigten in den Unternehmen der Au-
tomobil- und Elektroindustrie, des Maschinenbaus und traditi-

onell immer auch noch der Stahlindustrie. In diesen Branchen 
und Betrieben wurzelt unsere gewerkschaftliche Macht, und es 
ist immer wieder ein großartiges Gefühl zu erleben, wie eine 
hoch organisierte Belegschaft sich in Bewegung setzt, um ihre 
berechtigten Interessen zur Geltung zu bringen.

Doch wenn der Interessenvertretungsanspruch hierauf be-
schränkt bliebe, weder hochqualifizierte Beschäftigtengruppen 
noch prekäre Belegschaftsteile erfasst, sind nicht nur aufgrund 
des Strukturwandels die Tage der Organisationsmacht gezählt, 
auch solidarische Klassenpolitik ist nicht möglich. Gleiches gilt 
für die Versuchung, alle Kraft und Aufmerksamkeit auf die Be-
reiche prekärer, besonders schutzbedürftiger Arbeit zu kon-
zentrieren. Auch das liefe auf eine vielleicht sympathische, 
aber letztlich doch perspektivlose Klientelpolitik hinaus, die 
die Durchsetzungsmacht gut organisierter Betriebe und Bran-
chen verspielen würde.

Die Perspektive liegt darin, die verschiedenen professionellen, 
sozialen und politischen Fraktionen zusammenführen. Meine 
Erfahrung ist, dass hier in den deutschen Gewerkschaften, allen 
voran in der IG Metall, Organisationslernen stattfindet. Ich halte 
das für einen entscheidenden Punkt: Gewerkschaften können 
aus jenen Bereichen lernen, in denen sie Organisationsmacht 
erst noch aufbauen müssen. Manchmal ist die Phantasie der 
KollegInnen, die nicht getreu der Regeln einer Tarifrunde ihre 
Interessen vertreten, eine sehr produktive Inspirationsquelle. 
Und manchmal werden in Kämpfen jenseits der vorhandenen 
Rechtsregeln Erfahrungen gemacht und Strategien entwickelt, 
die innovativ in das Repertoire traditioneller Interessenpolitik 
hineinwirken und dieses erweitert. Ein Beispiel dafür ist die In-
novation des Sozialtarifvertrages. KollegInnen, die sich gegen 
Verlagerungen und Betriebsstilllegungen zur Wehr setzten, ha-
ben mitunter jenseits der Erlaubnis von Betriebsversfassung 
und Schlichtungsordnungen agiert und die tariflichen Hand-
lungsmöglichkeiten und -instrumente erweitert – Impulse also, 
die aus einer Vielzahl von Betriebskämpfen kamen und produk-
tiv in das Tarifsystem hineingewirkt haben. So stell ich mir das 
vor, wenn ich von solidarischem Klassenhandeln rede. 

Zweite These: Politische Durchsetzungsmacht kommt aus 
den Betrieben; ohne strukturelle und Organisationsmacht 
keine gesellschaftliche Durchsetzungskraft.
Die Macht der Gewerkschaften kommt aus den Betrieben. Das 
klingt banal, ist es aber nicht. Nicht ohne Faszination schauen 
auch deutsche GewerkschafterInnen nach Italien oder Frank-
reich, wo ihre KollegInnen mit Demonstrationen und politischen 
Streiks gegen das nationale und europäische Austeritätsregime, 
gegen Arbeitsplatzabbau und die Demontage sozialer Recht an-
gehen. Das ist beeindruckend und nicht selten beneiden wir die 
KollegenInnen für ihren Mut.

Doch manchmal sorgt der zweite Blick für Ernüchterung. 
Wenn wir uns nicht wenige dieser Kämpfe näher anschauen, 
müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass sie häufig nicht Aus-
druck einer gesellschaftlichen und politischen Offensivbewe-
gung sind, sondern aus einer Position der Defensive stattfin-
den; und dass sie mitunter auf der Straße geführt werden, weil 
die Gewerkschaften in der Mehrzahl der Betriebe gar nicht oder 
nur sehr schwach vertreten sind. In den FIAT-Werken in Turin, 
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einst Speerspitze der italienischen Arbeiterbewegung und legen-
därer Ort der Auseinandersetzung um Fabrikräte in den 1920er 
wie in den späten 1960er Jahren, musste die progressive Metall-
arbeitergewerkschaft Fiom zuletzt herbe Niederlagen gegen die 
Erpressungspolitik des Managements einstecken, konnte den 
Tarifvertrag nicht halten und erhielt zusammen mit Basisge-
werkschaften bei den Wahlen zur betrieblichen Gewerkschafts-
vertretung weniger als ein Drittel der Stimmen. In Frankreich 
ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad auf 8% abgesackt 
und sind Gewerkschaften aus weiten Bereichen der privaten In-
dustrie fast völlig verschwunden. 

So könnte man in Europa – sehr grob sortiert – zwei Antwor-
ten auf die Krise unterscheiden. In Deutschland haben sich die 
Gewerkschaften vor allem darauf konzentriert, Beschäftigungs-
abbau in den Betrieben möglichst zu verhindern und durch die 
Gewinnung neuer Mitglieder ihre Organisationsmacht zu stär-
ken, während Gewerkschaften in südeuropäischen Ländern 
sehr viel stärker auf Mobilisierung und politische Aufklärung 
via öffentliche Manifestationen setzen. Beide Strategien haben 
ihre Vorteile und sollten voneinander lernen. Eine Strategie, 
die allein auf die Optimierung von Organisationsmacht setzt 
und nicht versteht, dass Mitgliederstärke und Finanzkraft nicht 
Selbstzweck, sondern Mittel einer progressiven Gewerkschafts-
politik sind, steckt ebenso in der strategischen Sackgasse wie 
eine Gewerkschaftsbewegung, die nicht begreift, dass politische 
Demonstrationen auf der Straße wichtig und sinnvoll sind, dass 
ihre Kraft aber erodieren muss, wenn sie nicht mehr dort prä-
sent ist, wo der Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit entsteht 
und ausgetragen werden muss: in den Betrieben. Auf eine kurze 

Formel gebracht: Die deutschen Ge-
werkschaften mit ihrer Orientierung 
auf Organisationsmacht könnten ei-
nen guten Schluck aus der Politisie-
rungspulle vertragen und die KollegInnen in Südeuropa wären 
gut beraten, ihre Verankerung in den Betrieben auszubauen. 
Auch das könnte solidarisches Gewerkschaftslernen in Europa 
bedeuten.

Dritte These: Gewerkschaftliche Macht wurzelt in den Betrie-
ben, darf dort aber nicht verharren. Das politische Mandat 
der Gewerkschaften steht auf dem Prüfstand.
Gewerkschaftsmacht entsteht in den Betrieben, aber sie springt 
zu kurz, wenn sie dort verbleibt. Wenn Gewerkschaftsarbeit po-
litisch sein will, braucht sie ein anspruchsvolles, offensives poli-
tisches Mandat. Wachsende Bereiche der Interessenvertretung 
sind allein über die Betriebs- und Tarifpolitik nicht zu bear-
beiten. Eine Nagelprobe für die Aktualisierung des politischen 
Mandats der Gewerkschaften hierzulande wird die Auseinan-
dersetzung um TTIP, CETA und TISA sein. Es geht um eine ge-
sellschaftspolitische Mobilisierung, an denen sich die Gewerk-
schaften ohne Wenn und Aber beteiligen müssen; es geht um 
Gegenwehr gegenüber dem Versuch einer weiteren neoliberalen 
Formierung der USA und des europäischen Wirtschaftsraumes 
mit einer Kaltschnäuzigkeit, die kaum noch zu überbieten ist. 
Nicht nur wegen des Dumpingdrucks auf soziale Errungen-
schaften, die Gewerkschaften in langen und harten Kämpfen 
durchsetzten und nun verteidigen müssen. Auch nicht nur we-
gen des Drucks auf ökologische Standards, die ausgebaut und 
nicht demontiert gehören.

Es geht schließlich auch um die Mobilisierung gegen eine Ver-
höhnung parlamentarisch-demokratischer Standards durch so 
genannte »Investitions-Schutz-Abkommen« im Rahmen von 
Regeln zur »Investor-Staat-Streitbeilegung« in Geheimver-
handlungen vor ad hoc einberufenen Schiedsgerichten, in de-
nen sich vor allem amerikanische Wirtschaftsprüfer und -an-
wälte breitmachen. 

Ich frage: Was um Himmels willen sollte Gewerkschaften 
dazu bringen, einer Regelung zuzustimmen, die unter dem 
scheinbar so harmlosen Namen eines Investitionsschutzab-
kommens die transnationalen Konzerne in die Lage versetzten 
soll, demokratische Staaten zu verklagen, wenn diese sinnvolle 
Gesetze erlassen, die zu Lasten der erwarteten oder gewünsch-
ten Profite der Konzerne gehen. Die Rede ist von Umweltstan-
dards, Mindestlöhnen, öffentlicher Daseinsvorsorge, voraus-
schauender Strukturpolitik oder einer Steuergesetzgebung, die 
nicht nur beständig nach Oben hin verteilt, sondern endlich ein-
mal im Sinne gesellschaftlichen Fortschritts vorankommt, da-
bei jedoch möglicherweise die Profite von Konzernen und die 
Reichtümer der vermögenden Klassen schmälert? Selbst ein 
nicht vollkommen verbohrter Liberaler, der seine sieben Sin-
nen beisammen hat, sollte verstehen, dass dies aus demokratie-
politischen Gründen gänzlich inakzeptabel ist. Die Logik dieser 
Art von Investitionsschutz stärkt die ohnehin gegebene Domi-
nanz der kapitalistischen Ökonomie über die politische Demo-
kratie, nimmt demokratische Staaten so lange in den Würge-
griff, bis sie kollabieren. 
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Dabei wäre das gerade Gegenteil 
notwendiger denn je: Nicht der Ka-
pitalismus muss an Macht gegenüber 
der Demokratie gewinnen, sondern 

die Macht demokratischer Politik über kapitalistische Konzerne 
muss gestärkt werden, und zwar umgehend und umfassend. 
Kurzum: TTIP und vergleichbare Abkommen sind Prüfsteine für 
die Ernsthaftigkeit und Glaubwürdigkeit des politischen Man-
dats, nicht nur, aber auch der Gewerkschaften. Wenn wir hier 
nicht klare Positionen beziehen, brauchen wir über politische 
Verantwortung und Interessenvertretung nicht weiter reden. 
Dann haben wir eine historische Situation nicht gemeistert. 

Vierte These: Im transnationalen Kapitalismus muss auch 
das politische Mandat der Gewerkschaften ein transnatio-
nales sein.
Das politische Mandat der Gewerkschaften muss ein transnati-
onales sein. Das ist alles andere als selbstverständlich. Auch Ge-
werkschaften denken an europäische Solidarität vor allem dann, 
wenn sie in der Bredouille stecken. Ich habe mit Kollegen der 
IG BAU gesprochen zu der Zeit, als in Spanien der große Bau-
boom herrschte, die dortigen Bauunternehmen enorm expan-
dierten – auch mit Dumpingangeboten in Deutschland; das hat 
auf dem hiesigen Baumarkt viele Probleme geschaffen, und die 
deutschen Bauarbeiter hatten gehofft, dass ihre spanischen Kol-
legen sie im Kampf gegen Arbeitsplatzabbau und Lohndumping 
unterstützen würden – das war leider nicht der Fall. Ich habe 
Gespräche mit KollegInnen in der Automobilindustrie geführt, 
die den Standortwettbewerb im eigenen Konzern erlebten und 
gehofft hatten, dass britische KollegInnen, die den Zuschlag für 
eine Ausschreibung erhielten, sie im Kampf gegen die Schlie-
ßung ihres Standorts in Ostdeutschland unterstützen würden 
– das hat nicht stattgefunden. Und ebenso spreche ich mit Kol-
legInnen aus Portugal, Spanien, Italien und Griechenland, die 
sich erhoffen, dass die deutschen KollegInnen ihnen die Soli-
darität erweisen, die so notwendig ist, um nicht zum Spielball 
transnationaler Unternehmensstrategien zu werden. Die Ent-
täuschungen, die es auf allen Seiten gab und gibt, mögen mit-
unter auch auf ein Versagen von Funktionären verweisen, doch 
die entscheidenden Probleme sind struktureller Art. Wie diese 
überwunden werden könnten, wäre mehr als ein Referat für sich. 
Vor allem können die Probleme der kapitalistischen Standort-
konkurrenz nur gemeinsam, in kollektiven Lernprozessen an-
gegangen werden.

Ich möchte hier auf ein anderes, ein positives Beispiel inter-
nationaler Solidarität zu sprechen kommen: auf eine Initiative 
des DGB-Vorsitzenden Reiner Hoffmann, des IG Metall-Vorsit-
zenden Detlef Wetzel und des ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske. 
Es handelt sich um einen Spendenaufruf zur Unterstützung der 
TextilarbeiterInnen in Karatschi, deren Fabrik vor zwei Jahren 
in einem Großbrand zerstört wurde, bei dem mehrere hundert 
Menschen auch deshalb qualvoll ums Leben kamen, weil Not-
ausgänge und Fenster vergittert waren. Diese KollegInnen ha-
ben unter extrem menschenunwürdigen Bedingungen für Kik 
und andere Handelskonzerne gefertigt. 

Der Hoffnungsschimmer: Es gibt in der Region nun verstärkt 
Versuche, eine gewerkschaftliche Organisation neu aufzubauen. 

Der Aufruf der Vorsitzenden von DGB, IG Metall und ver.di ist 
in enger Zusammenarbeit mit medico international zustandege-
kommen und will Spenden sammeln für drei Ziele: erstens um 
den Fonds zur gesundheitlichen Versorgung für die KollegInnen, 
die immer noch unter den katastrophalen Folgen des Brandes 
leiden, aufzustocken; zweitens um die rechtliche und politische 
Auseinandersetzung gegen Kik und andere zu unterstützen, die 
verklagt werden aufgrund ihrer Machenschaften und ihrer Pro-
fite, die sie aus menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen zie-
hen; und drittens um für Spenden zu werben, die dazu genutzt 
werden sollen, die Gewerkschaft vor Ort aufzubauen, weil nur 
eine starke gewerkschaftliche Struktur auf Dauer eine Perspek-
tive ist, die Verhältnisse positiv zu verändern. Ein, wie ich finde, 
gelungenes Beispiel internationaler Solidarität, das der Unter-
stützung wert ist!

Fünfte These: Gewerkschaften sollten sich als Kooperations-
partner einer Mosaik-Linken verstehen
Im Kapitalismus sind Gewerkschaften als Interessenorgani-
sation im Konfliktfeld von Kapital und Arbeit entscheidende, 
gänzlich unverzichtbare Widerstandsbastionen mit politischem 
Mandat für eine progressive Gesellschaftsgestaltung. Wenn es 
die nicht gibt, ist autoritärer, restaurativer Politik Tür und Tor 
geöffnet. Aber: Gewerkschaftsarbeit allein reicht nicht. Die Per-
spektive sehe ich in dem, was ich die Mosaik-Linke genannt 
habe.

In viele Handlungsfelder reicht der gewerkschaftliche Arm 
nicht hinein; es bedarf der Kooperationen mit anderen gesell-
schaftlichen Bewegungen und Institutionen. Grundsatz dieser 
Kooperation muss sein, dass keine/r der Akteure genötigt wer-
den darf, seine spezifische Identität aufzugeben. Kooperation 
kann nur gründen auf der Toleranz unterschiedlicher, teilweise 
als befremdlich erfahrener Organisationskulturen, Kommunika-
tionsgewohnheiten usw. Wenn wir miteinander progressive Po-
litik voranbringen wollen, geht dies nur im Rahmen wechselsei-
tiger Anerkennung und nicht hierarchischer Lernprozesse. 

Meine Überzeugung ist: Die Gewerkschaftsbewegung wäre 
ohne die Impulse von außen, aus fortschrittlichen gesellschaft-
lichen Bewegungen und Initiativen, nicht die, die sie heute ist. 
Sie hat vieles erst durch andere gelernt. Die Gewerkschaften hät-
ten aus sich heraus das Thema der Geschlechtergerechtigkeit 
nicht in dem notwendigen Maße aufgenommen, wenn es nicht 
eine offensive, selbstbewusste Frauenbewegung gegeben hätte. 
Sie hätten es nicht geschafft, die Herausforderungen der Um-
weltunverträglichkeit unserer Art, zu produzieren und zu kon-
sumieren, stärker zu verstehen als früher, wenn es nicht eine of-
fensive Umweltbewegung gegeben hätte. 

Und wir haben als GewerkschafterInnen viel über die Defor-
mationen und katastrophalen Folgen der kapitalistischen Globa-
lisierung durch die globalisierungskritische Bewegung gelernt, 
Folgen, die auch Veränderungen in unseren Politikstrategien 
erfordern. 

Kurzum, Gewerkschaften sind klug beraten, wenn sie Organi-
sationslernen in ihren eigenen Reihen optimieren und wenn sie 
auch kritische Impulse von außen als Lernimpulse begreifen, um 
den oftmals verengten gewerkschaftlichen Blick auf die Welt zu 
erweitern. Dazu braucht es nicht nur Organisationsintellektu-
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elle, die kritische Diskurse aufgreifen und in die Gewerkschaften 
hineintragen. Es braucht ein politisches Selbst- und Rollenver-
ständnis, das Gewerkschaften als starker, innovativer und ver-
lässlicher Teil einer Mosaik-Linken definiert. Und das sich durch 
eine gute eigene Praxis die Berechtigung erwirbt, gleiches von 
den Bündnispartnern einfordern zu können.

Sechste These: Der Kapitalismus ist die Realität, aber nicht 
die Perspektive
Es ist manchmal schwer zu verstehen, warum man in den All-
tagskämpfen, im täglichen »Kleinkrieg gegen die nie enden wol-
lenden Gewalttaten des Kapitals«, wie das eine kluger Mann 
(namens Karl Marx) einmal formulierte, so etwas wie Gesell-
schaftskritik, ja Kapitalismuskritik braucht. Reicht es nicht aus, 
ein guter Mensch mit humanistischer Tradition zu sein? Viele 
Menschen handeln aus religiösen, ethischen, humanistischen 
Gründe und setzen sich mutig zur Wehr. Auch in den Gewerk-
schaften. 

Dennoch: Ich befürchte, dass die immer wieder aufkom-
menden Frustrationen des täglichen Interessenkampfes umso 
entmutigender wirken, je weniger man/frau versteht, wo die Ur-
sachen liegen, warum man im Kapitalismus unserer Tage im-
mer wieder an Grenzen humaner Gesellschaftsgestaltung stößt 
und warum historisch errungene Besitzstände nie gesichert sind, 
sondern immer wieder neu erkämpft werden müssen. Um daran 
nicht zu verzweifeln, sollte man mehr davon wissen, wie Ka-
pitalismus funktioniert. Für diejenigen, die aus der »Teufels-
mühle des kapitalistischen Marktes« (Karl Polanyi) ausbrechen 
wollen, gilt dies allzumal. Daraus leitet sich dann früher oder 
später die Frage ab, was ökonomische und soziale Alternativen 
eines humanen und demokratisch-solidarischen Zusammenle-
bens wären.

Doch diese Debatte wird – leider – kaum noch geführt. Nicht 
zuletzt, weil bisherige Versuche, Gesellschaften jenseits des Ka-
pitalismus aufzubauen, gescheitert sind, ja sich mitunter auf ka-

tastrophalen Irrwegen verlaufen ha-
ben. Deswegen sind Realismus und 
historisches Bewusstsein mehr als 
angebracht. Aber es hieße, das Kind 
mit dem Bade auszuschütten, wenn man aufgrund gescheiterter 
historischer Versuche nicht bereit wäre, neu zu lernen. 

Es gibt Ansätze, auf der Basis der historischen Erfahrungen 
neu über gesellschaftliche Verhältnisse jenseits von Kapital-
macht und Profitdominanz nachzudenken: Die einen nennen 
das die Gesellschaft der realisierten konkreten Utopie, andere 
sprechen von solidarischer Ökonomie, und in Lateinamerika 
diskutiert man über einen Sozialismus des 21. Jahrhunderts. 
Auch hierzulande gibt es kluge Überlegungen, an wirtschafts-
demokratische Konzeptionen anzuknüpfen und sie auf die Höhe 
der Zeit zu bringen – ein programmatisches Panoptikum für 
konstruktive Debatten einer Mosaik-Linken. Doch sehr weit sind 
wir dabei bisher nicht gekommen. Noch fehlen uns vielfach die 
Kategorien und Begriffe, um das Andere genauer beschreiben 
und fassen zu können. 

In diesem Kontext drängt sich mir ein Zitat von Volker Braun 
aus seiner Dankesrede anlässlich der Verleihung des Georg-
Büchner-Preises auf. Dort sagte er mit Blick auf die gescheiterten 
Ausbruchsversuche aus dem Gefängnis der kapitalistischen Ver-
hältnisse und die immer wieder obsiegende kapitalistische Res-
tauration – nicht zuletzt in Zuge der deutschen Wiedervereini-
gung:

»Es wurde ein Fehler gemacht, wie die Gesellschaft geschaf-
fen worden, und wir machen ihn, indem wir uns in dem Zu-
stand erhalten, es fehlt uns was, das keinen Namen mehr hat, 
wir werden es nicht aus den Strukturen herauswühlen, wir wer-
den drum die Verhältnisse nicht zerbrechen.«

Ja, es fehlt uns was, wofür wir gegenwärtig keinen Namen ha-
ben und was wir in seiner Substanz nicht exakt benennen kön-
nen. Auch ich kann nicht sagen, was es ist. Ich weiß nur, der Ka-
pitalismus ist es nicht.
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dass die Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern geändert werden müssen,
dass an die Stelle der staatlichen Bevormundung die Selbstverwaltung 
zu treten habe,
dass die sozial- und wirtschaftspolitische Anerkennung der Arbeit-
nehmer eine Neuordnung der Besitzverhältnisse in den Grundindus-
trien notwendig mache.

Gerade wegen der damals schon erkennbaren Wende in der Verteilung von 
Gesellschafts- und Wirtschaftsmacht beschloss der Kongress vier Grund-
satzforderungen, die wegen ihrer Bedeutung heute noch einmal wieder-
holt werden sollen. Dieser Kongress forderte:

1. Eine Wirtschaftspolitik, die unter Wahrung der Würde freier Men-
schen die volle Beschäftigung aller Arbeitswilligen, den zweckmäßigsten 
Einsatz aller volkswirtschaftlichen Produktivkräfte und die Deckung des 
volkswirtschaftlich wichtigsten Bedarfs sichert.

2. Mitbestimmung der organisierten Arbeitnehmer in allen personellen, 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen der Wirtschaftsführung und Wirt-
schaftsgestaltung.

3. Überführung der Schlüsselindustrien in Gemeineigentum, insbeson-
dere des Bergbaus, der Eisen- und Stahlindustrie, der Großchemie, der 
Energiewirtschaft, der wichtigen Verkehrseinrichtungen und der Kredit-
institute.

4. Soziale Gerechtigkeit durch angemessene Beteiligung aller Werktä-
tigen am volkswirtschaftlichen Gesamtertrag und Gewährung eines aus-
reichenden Lebensunterhalts für die infolge Alter, Invalidität oder Krank-
heit nicht mehr Arbeitsfähigen.

Diese Grundsatzforderungen bringen unmissverständlich zum Aus-
druck, dass es den Gewerkschaften ernst war und ernst ist, die Demokratie 
als Grundlage der Wirtschaft und des öffentlichen Lebens anzuerkennen 
und durchzusetzen, und ferner, dass diese Demokratie nur dann Bestand 
hat, wenn ihr die soziale Sicherung des Menschen als Fundament dient.

Leider ist unter den innen- und außenpolitischen Einflüssen eine Ent-
wicklung eingetreten, die die Gewerkschaften mit größter Sorge erfüllt. 
Die seit der provisorischen Konstituierung Westdeutschlands an diesen 
Staat herangetragenen Kräfte, die Rückkehr jener Schichten in Wirtschaft 
und Gesellschaft, die dem System von 1933 bis 1945 die sozusagen gesell-
schaftliche Etikette lieferten, haben eine Atmosphäre geschaffen, über die 
ich in meinem Vortrag leider noch manche Aussage machen muss. Konnte 
doch erst vor wenigen Tagen im Bonner Parlament die Forderung gestellt 
werden, alle jene Personen politisch zu überprüfen, die nach 1933 in der 

■
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Emigration haben leben müssen, oder die sich unmittelbar nach 1945 aus 
Pflichtbewusstsein zur Verfügung stellten, um gemeinsam mit den Be-
satzungsmächten die gröbsten und schwierigsten Aufräumungsarbeiten 
durchzuführen. Ist so diese Geisteshaltung Grundlage der Restauratoren, 
so hat sie – das müssen wir leider bekennen – zu ihrem fast alleinigen In-
halt nichts anderes als die Schau nach dem Osten, den Antikommunis-
mus. (Beifall.) Die politische Wirklichkeit der Bundesrepublik zeigt im 
Grunde nur wenige demokratische Züge. Und dann haben die weltpoli-
tischen Gegensätze zwischen West und Ost auch dem Ausland die Augen 
getrübt. Wir aber sollten mit Deutlichkeit eines feststellen: Es ist beileibe
nicht jeder ein guter und zuverlässiger Demokrat, der eine Gegnerschaft 
zum Osten zu haben vorgibt! (Starker Beifall.)

Unter diesen Umständen war und ist es nicht verwunderlich, dass der 
Verwirklichung der gewerkschaftlichen Forderungen aller Widerstand 
entgegengestellt wurde. Ebenso ist es nicht verwunderlich, dass bei dem 
Wiedererstarken restaurativer Kräfte die Gewerkschaften in den Hinter-
grund gedrückt wurden, ja, dass man sie allzu häufig als eine unerfreuliche 
Begleiterscheinung eines modernen Industriestaates wertete. Ein Beispiel 
der letzten Tage mag diese Sachlage erläutern. Kein Gesetzentwurf von ei-
niger Bedeutung geht zur Beschlussfassung an das Bundeskabinett, ohne 
dass die Stellungnahme von Kammern und Verbänden der Unternehmer 
eingeholt wird. Es wurde demgegenüber aber ein so wichtiger Entwurf, 
wie der über die Mitbestimmung in Obergesellschaften, im Kabinett ver-
abschiedet, von dessen Inhalt die Gewerkschaften nur über die Presse 
Kenntnis erhalten haben. (Zurufe: Hört, hört!)

Demokratische Kontrolle durch Mitbestimmung

Meine Kolleginnen und Kollegen! Wer sich der innerpolitischen Lage der 
Weimarer Republik erinnerte, wer nach 1933 den Demokratisierungspro-
zess in den westlichen Ländern, selbst während des Krieges, verfolgen 
konnte, musste nach dem Zusammenbruch zu dem Ergebnis kommen, 
dass eine formale, parlamentarische Ordnung in Deutschland nicht aus-
reichen würde, ein Staatsgebilde demokratisch zu verankern, zumal dem 
deutschen Volke jede demokratische Tradition als Inhalt des politischen 
Bewusstseins fehlte.

Es gab daher in den sich neu entwickelnden politischen Gruppen und 
Parteien keine Meinungsverschiedenheit im Grundsätzlichen, dass eine 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Neuordnung erste Voraussetzung 
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für den Aufbau eines neuen Staatswesens sein müsse. Wir wissen heute, 
wie sehr bei vielen Menschen und Gruppen diese Forderung nur ein Lip-
penbekenntnis war, bedingt aus dem Wunsch, sich vorerst und für die 
nächste Zeit von dem untergegangenen Regime zu distanzieren. So war 
es selbstverständlich, in den ersten Länderverfassungen Ordnungsgrund-
sätze aufzunehmen, die dieser allgemeinen Erkenntnis entsprachen und die 
die allseits empfundenen Auffassungen über eine Demokratisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft widerspiegeln. Diese unter dem Schlagwort 
»Mitbestimmung« aufgestellten Forderungen und ihre gesetzliche Veran-
kerung haben Zustimmung und Ablehnung erfahren, haben Hoffnungen 
und Enttäuschungen hervorgerufen, oftmals, weil dieser Begriff so zahl-
reiche Deutungen erfuhr, meistens aber, weil er zerredet wurde.

Ich möchte daran erinnern, dass der Deutsche Gewerkschaftsbund in 
seinem damaligen umfangreichen Entwurf nicht den Begriff der »Mitbe-
stimmung« gebraucht hat, sondern diesen Entwurf als einen Beitrag zur 
Neuordnung der deutschen Wirtschaft kennzeichnete.

Ich darf ferner darauf aufmerksam machen, dass die gewerkschaftliche 
Forderung nach Änderung der betrieblichen Führungs- und Überwa-
chungsorgane, also von Vorstand und Aufsichtsrat, durchaus differenziert 
gesehen wurde, sowohl hinsichtlich der Größenordnungen der Unterneh-
men als auch der Verschiedenheit der Branchen.

Der gewerkschaftliche Vorschlag lehnte sich jenen realen Verhältnissen 
an, wie sie das Eigentum an den betrieblichen Produktionsmitteln völlig 
unterschiedlich in den verschiedensten Unternehmungsformen und Wirt-
schaftsbereichen widerspiegelt.

In Klein- und Mittelbetrieben ist durchweg das betriebliche Eigentum 
mit der unternehmerischen Funktion in einer oder in mehreren Personen 
verbunden, während in den Großunternehmungen dieser Zusammenhang 
nicht mehr gegeben ist. Der so genannte Eigentümer in der Rolle des Ak-
tionärs hat schon lange auf seine Verwaltungsrechte verzichtet und ist in 
Wahrheit zum Anleihegläubiger geworden.

Die Anonymität des Großbetriebes betrifft aber nicht allein den Klein-
aktionär, sie bestimmt auch die Beziehungen der Arbeitnehmer zu ihm. 
In den Großbetrieben ist die Bindung des arbeitenden Menschen zur Un-
ternehmensverfassung zerrissen. Die arbeitsteilige Produktion hat die 
menschliche Arbeit auf Teilfunktionen verwiesen. Die Leitung des Un-
ternehmens ist den Arbeitnehmern günstigenfalls dem Namen nach be-
kannt. Es ist viel zu wenig beachtet worden, dass in den Verhandlungen 
über das Mitbestimmungsrecht in Kohle und Eisen, die bei der Bundes-
regierung geführt wurden, nicht die Eigentümer, das heißt die Aktionäre, 
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als Vertreter dieser beiden Branchen gesessen haben, da sie niemand, auch 
sie selbst nicht, als legitimiert empfanden.

Über diese Mitbestimmung und gegen die Mitbestimmung ist mancher-
lei gesagt und geschrieben worden. Uns interessiert heute nicht, was gegen 
die Mitbestimmung eingewandt wird, dass die Forderung einer kollek-
tivistischen Anschauung entspricht, dass sie mit dem angeblichen Risiko 
des Kapitaleinlegers im Widerspruch steht, oder dass sie gar die Heilig-
keit des betrieblichen Eigentums verletze.

Es erscheint notwendig, aus der bisherigen Praxis und aus den gemach-
ten Erfahrungen, besonders aber aus der geänderten politischen und ge-
sellschaftlichen Lage, einige Erkenntnisse hier zu formulieren.

Nach dem Zusammenbruch gab es in fast allen europäischen Län-
dern aus der offen zutage getretenen Bindung von Wirtschaft und Politik 
nur die eine Erkenntnis, die gesellschaftliche Macht von wirtschaftlichen 
Großunternehmen in den Dienst gesamtwirtschaftlicher Aufgaben ein-
zubeziehen. In Frankreich wurde die Kohleindustrie sozialisiert. Sozia-
lisiert wurden die Großbanken, die Automobilfabriken, der Verkehr, die 
Energie und so fort. England verstaatlichte den Kohlenbergbau, die Stah-
lindustrie und den Verkehr.

Die erstarkte Reaktion
Deutschland war in seiner Entscheidungsbefugnis nicht frei. Seitens der 
britischen Regierung lag die bindende Erklärung vor, Kohle und Eisen zu 
sozialisieren. Gegen eine solche Neuordnung wandte sich die amerika-
nische Militärregierung. Sie forderte z.B. in Hessen eine getrennte Abstim-
mung über den Sozialisierungsartikel der Verfassung, der aber mit über 
siebzig Prozent der Abstimmenden gebilligt wurde. Nordrhein-Westfa-
len beschloss in seinem Landtag die Sozialisierung von Kohle und Eisen 
mit überwältigender Mehrheit, die aber wieder unter amerikanischem Ein-
fluss nicht verwirklicht werden durfte.

Diese Abstimmungen waren typisch für die Mentalität und Über-
zeugung der damaligen Zeit, und ich glaube sagen zu dürfen: Durch die 
Missachtung dieser demokratischen Abstimmungen ist die entscheidende 
Grundlage für das Wiedererstarken der Reaktion in Westdeutschland ge-
legt worden. (Stürmischer Beifall. – Zurufe: Sehr gut!) Man soll nicht im-
mer zum Osten schauen mit der Behauptung, die Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik würde von russischen Panzern gedeckt. 
Die Struktur und die Ordnung der westdeutschen Wirtschaft sind sicher-
lich in gleicher Weise auf den Bajonetten der westlichen Besatzungsmächte 
geformt worden. (Erneuter stürmischer Beifall.)
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In dieser Zeit, als die Kohle- und Eisenindustrie zu ihrem alten orga-
nischen Aufbau zerschlagen wurde, entstand die Mitbestimmung in der 
Grundstoffindustrie als ein Teil der gesamten Neuordnung, wie sie, nicht 
nur uns, sondern auch vielen anderen Einsichtigen vorschwebte.

Wir wissen dann um die Änderung der politischen Verhältnisse, um das 
Vordringen restaurativer Kräfte, um das Hinauszögern und Zurückdrän-
gen aller fortschrittlichen Vorstellungen. Übrig blieb eine Mitbestimmung 
in abgeschwächter Form als ein Restbestandteil einer umfassenderen und 
grundsätzlicheren Lösung.

Durch den Verlust und den vorläufigen Verzicht auf die gewollten 
grundsätzlichen Änderungen in den Machtzentren der Wirtschaft und 
in deren Struktur verlagerten sich Hoffnungen und Erwartungen auf die 
Mitbestimmung als den verbliebenen Teil einer gedachten größeren Ge-
samtregelung.

Die Mitbestimmung, so sehr wir sie bejahen, darf aber die gewerkschaft-
lichen Grundsatzforderungen nicht überlagern, insbesondere darf man 
nicht den Versuch unternehmen, aus der Mitbestimmung eine Lehre zu 
machen. Die Mitbestimmung ist nur ein Bestandteil der Neuordnung  der 
Wirtschaft und Gesellschaft, wie sie in München gefordert wird. (Beifall.)
Diese Neuordnung über die betriebliche Mitbestimmung ist das Eindrin-
gen in eine gesellschaftliche Ordnung, die bislang als geheiligt und unver-
letzlich galt. Sie ist ein Eindringen nicht in das Eigentum, aber in Funk-
tionen, die das Eigentum bislang für sich allein reklamierte. Wegen der 
erklärten Gleichwertigkeit von Sachkapital und arbeitendem Kapital über-
nehmen nicht mehr allein die Vertreter das Eigentum, sondern in gleicher 
Weise Vertreter der in den Unternehmen tätigen Menschen gemeinsam die 
Aufsicht und Kontrolle über die betriebliche Geschäftsführung,

Es scheint mir allerdings falsch zu sein, die Mitbestimmung als eine 
Partnerschaft von Kapital und Arbeit aufzufassen. Die Mitbestimmung 
versucht, das Verhältnis von organisierter wirtschaftlicher Macht und so-
lidarisch organisierter Arbeitskraft im Sinne demokratischer Kontrolle 
durch die Beauftragten der Gewerkschaften neu zu regeln.

Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmung, insbesondere des Aktien-
rechts, sind diese von den Gewerkschaften Beauftragten sowohl berech-
tigt als auch verpflichtet und in diesem Sinne mit dem einzelnen Betrieb 
verbunden. Die Mitbestimmung als Auftrag und Aufgabe der Gewerk-
schaftspolitik hat aber nicht den Zweck, individuelle Betriebspolitik zu 
treiben. (Lebhafter Beifall.) Es sollte Klarheit darüber bestehen, dass die 
Mitbestimmung den kapitalistischen Charakter des Unternehmens nicht 
ändert (Beifall), dass sie den Betrieb nicht aus der Marktlage und den Kon-
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junkturschwankungen befreit. Sie ist ein rechtlicher und technischer Pro-
zess mit allerdings großer gewerkschaftspolitischer Bedeutung.

Meine Kolleginnen und Kollegen! Im Rahmen der betrieblichen Mit-
bestimmung ist das alte Problem der Rolle der Betriebsräte in Betrieben 
und Gewerkschaften neu gestellt worden.

In Verkennung der Aufgabe, die die Räte nach 1917 in der russischen 
Revolution wahrscheinlich zu Recht zu spielen hatten, ist durch das Be-
triebsrätewesen innerhalb der deutschen Gewerkschaftsbewegung eine 
Doppelgleisigkeit entstanden. Die Betriebsräte erhalten ihr Mandat durch 
die Betriebsbelegschaften, gleichgültig, ob Teile dieser Belegschaften ge-
werkschaftlich organisiert sind oder nicht. Wenn auch erfreulicherweise 
der größere Teil der Betriebsräte sich als gewerkschaftliche Funktionäre 
betrachten und danach handeln, so kann die Verschiedenartigkeit des Auf-
trages doch nicht übersehen werden.

Diese Doppelgleisigkeit und ihre Gefahren sind gerade durch das Be-
triebsverfassungsgesetz erneut heraufbeschworen worden. Der Gewerk-
schafter im Betrieb hat sich immer seiner sozialen Lage bewusst zu sein. Er 
muss wissen, dass seine soziale Machtstellung im Betrieb allein beruht auf 
der überbetrieblichen gewerkschaftlichen Solidarität. (Lebhafter Beifall.)

Der Arbeitnehmer hat sein Recht auf Mitbestimmung ja nicht aus sich 
selbst, sondern allein durch die Gewerkschaften bekommen. Sehen ein-
zelne Betriebsräte diesen Zusammenhang nicht, so sind sie hilflos der 
Überlegenheit des Managements ausgeliefert. Sie verfehlen dann unver-
meidlich ihre eigentliche Aufgabe, die Sonderinteressen des Unterneh-
mens, die zweifellos vorliegen, dem volkswirtschaftlichen Gesamtinter-
esse einzuordnen, und sie verlieren den Blick dafür, dass alle Arbeitnehmer 
aller Betriebe als eine solidarische Einheit empfunden werden. Sie unter-
liegen dann der Gefahr, nur noch ihre Sonderinteressen zu betonen und 
den Gedanken der überbetrieblichen Solidarität der Arbeitnehmer aufzu-
geben, der allein in den Gewerkschaften verkörpert ist und nur dort er-
halten und gesichert werden kann. (Beifall.)

In der sozial gespaltenen Gesellschaft der modernen kapitalistischen 
Produktion braucht die demokratische Legitimation der Gewerkschaften 
nicht mehr bewiesen zu werden. Die Gewerkschaften repräsentieren die 
zahlenmäßig bedeutendste Schicht in dieser Gesellschaft. Sie haben den 
aktivsten Teil dieser Schicht organisiert. Aus dieser Legitimation heraus 
muss daher das Schwergewicht der gewerkschaftlichen Arbeit im Betrieb 
bei den gewerkschaftlichen Funktionären liegen (lebhafter Beifall), ohne 
Rücksicht darauf, welche Stellung er selbst im Betrieb bekleidet. Die Ge-
werkschaft muss über den Funktionär täglich im Betrieb gegenwärtig sein. 
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Diese gewerkschaftliche Anwesenheit muss zum ständigen Bewusstseins-
inhalt aller Beschäftigten im Betrieb werden. (Beifall.) Nur aus einer sehr 
engen Verzahnung von Gewerkschaft und Belegschaft erhalten doch in 
Wahrheit die Betriebsangehörigen ihre Stellung garantiert.

Unabhängig von den schwierigen Aufgaben des betrieblichen Funkti-
onärs liegen zahlreiche Branchenprobleme vor, die über die Mitbestim-
mung in den Bereich der jeweiligen Industriegewerkschaft fallen. Und ich 
möchte hier durchaus eine Frage einmal anschneiden, die schon seit ei-
niger Zeit intern Gegenstand einer Diskussion ist und mich persönlich mit 
Sorge erfüllt. Denn die Mitbestimmung als komplexes Mittel der Gewerk-
schaftspolitik und der volkswirtschaftlichen Gesamtpolitik sollte in die 
Zuständigkeit des Gewerkschaftsbundes fallen, und zwar als ein gewich-
tiges Ressort des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Die Koordinierung 
der Branchenprobleme, ihre Eingliederung und Unterstellung in eine wirt-
schaftliche Gesamtbetrachtung und die gewerkschaftliche Führungsiniti-
ative sind dringende Aufgaben des Deutschen Gewerkschaftsbundes.

Man hat einst von der Gefahr einer zentralen Steuerung der Mitbestim-
mung gesprochen. Nun, ich persönlich halte diese zentrale Steuerung als 
ein wichtiges Erfordernis, allerdings nicht in dem Sinne, wie es die Ge-
genseite annimmt. (Beifall.)

Wir können das einzelne Aufsichtsratsmitglied nicht aus seiner Verant-
wortung entlassen, es muss seine Pflichten in eigener Entscheidung sehen; 
es sollte aber über die Enge der betrieblichen Betrachtung hinaus erken-
nen, wie die nationale und internationale Konjunkturlage verläuft; es sollte 
Investitionen aus dem Gesichtswinkel der gesamtwirtschaftlichen Interes-
sen sehen; es sollte Kosten und Preise von einer überbetrieblichen Schau 
vergleichen können und vieles andere mehr. Es sollte aber vor allem das 
Bewusstsein vermittelt bekommen, aus einer gewerkschaftlichen Gesamt-
verpflichtung handeln zu müssen. Es wird häufig von Schulung und Aus-
bildung gesprochen. Ich weiß sehr wohl, wie nützlich oft Sachverstand 
sein kann. Sachverstand allein ohne gewerkschaftliches Einfühlen in die 
zentralen Grundfragen unseres Wollens hat die andere Seite auch, ohne 
dass wir uns darum bemühen müssen.

Ebenso wie jedes Betriebsratsmitglied sollte auch jedes Aufsichtsrats-
mitglied vor der Gefahr bewahrt werden, in ein betriebssyndikalistisches 
Denken zu verfallen. (Lebhafter Beifall.)

So gesehen, meine Kolleginnen und Kollegen, ist die Mitbestimmung 
ein Mittel der Gewerkschaftspolitik, ein Hilfsmittel zur Demokratisie-
rung unserer Ordnung aus der Sorge um den arbeitenden Menschen, für 
den es gilt, die Persönlichkeitswerte wiederzugewinnen.
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Das kapitalistische Wirtschaftssystem wird dadurch gekennzeichnet, 
dass der Eigentümer an Produktionsmitteln die Verfügungsgewalt über das 
funktionale Eigentum besitzt, dass er in gleicher Weise die Verfügungsge-
walt innehat, über das Sozialprodukt und seine Verteilung zu bestimmen. 
An diesem Charakter der kapitalistischen Wirtschaft ändert das Mitbe-
stimmungsrecht nichts. Unsere Forderungen gehen aber dahin, die Prin-
zipien dieser Wirtschaft zu ändern. (Lebhafter Beifall.)

Die Stellung des Arbeitsdirektors

Daher darf das Mitbestimmungsrecht diese weitergehende Aufgabe der 
Gewerkschaften nicht überschatten. Insbesondere sollte verhindert wer-
den, dass aus der Mitbestimmung, unbeschadet ihrer Bedeutung, eine Er-
satzlehre entwickelt wird, die unsere grundsätzlichen Forderungen in den 
Hintergrund treten lässt.

Ich habe nicht immer den Eindruck, meine Kolleginnen und Kollegen, 
dass die Bedeutung der Gewerkschaften für die betriebliche Arbeit ausrei-
chend gesehen wird. Umso mehr finde ich diese Einsicht auf der Gegen-
seite, und gerade das Betriebsverfassungsgesetz ist hierfür ein klassisches 
Beispiel. Im Gegensatz zum Mitbestimmungsgesetz hat das Betriebsver-
fassungsgesetz das Recht zur Benennung von Aufsichtsratsvertretern auf 
die Betriebsbelegschaften verschoben mit der doch deutlichen Absicht, 
die Autonomie der Betriebsbelegschaften gegenüber den Gewerkschaften 
zu verstärken, weil Gruppen dieser Art in stärkstem Ausmaß der außer-
gewerkschaftlichen Beeinflussung zugängig sind. Der neue Entwurf zur 
Mitbestimmung in Obergesellschaften geht, nach Pressemeldungen, die-
sen antigewerkschaftlichen Kurs konsequent weiter.

In die gleiche Richtung weisen die mannigfachen Formen der so ge-
nannten betrieblichen Sozialpolitik, ein Fragenkreis, zu dem noch einiges 
zu sagen sein wird. Die Aufblähung dieser sozialen Bereiche soll die Iden-
tität von Betrieb und Belegschaft unterstreichen mit dem letztlichen End-
zweck, die Belegschaftsvertretung mit dem Management zu verfilzen.

Meine Kolleginnen und Kollegen, in diesem Zusammenhang ist auch 
eine Klärung der Stellung wie der Funktion des Arbeitsdirektors erfor-
derlich.

Der Arbeitsdirektor verfügt im Betrieb über eine Funktion, die für die 
Gewerkschaften als Forderung ebenso unabdingbar ist wie die paritä-
tische Besetzung der Aufsichtsräte. Das Gesetz über die Mitbestimmung 
in Kohle und Eisen verlangt, dass innerhalb des Vorstandes ein Ressort zu 




























